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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 2. Z 1 bis Z 31… § 2. Z 1 bis Z 31… 

 32. Gesamtgewicht das Gewicht des stillstehenden, fahrbereiten Fahrzeuges 
samt der Ladung, dem Lenker und allen gleichzeitig beförderten 
Personen; das Gesamtgewicht eines Anhängers, ausgenommen 
Sattelanhänger und Starrdeichselanhänger; ergibt sich aus der von der 
Achse oder den Achsen des an das Zugfahrzeug angekuppelten 
beladenen Anhängers auf die Fahrbahn übertragenen Last; 

Z 32a bis Z 33b… 

 32. Gesamtgewicht das Gewicht des fahrbereiten Fahrzeuges samt der 
Ladung, dem Lenker und allen gleichzeitig beförderten Personen; das 
Gesamtgewicht eines Anhängers, ausgenommen Sattelanhänger und 
Starrdeichselanhänger; ergibt sich aus der von der Achse oder den 
Achsen des an das Zugfahrzeug angekuppelten beladenen Anhängers auf 
die Fahrbahn übertragenen Last; 

Z 32a bis Z 33b.. 

 34. Achslast die Summe aller bei stehendem Fahrzeug auf eine waagrechte, 
ebene Fahrbahn wirkenden Radlasten einer Achse oder zweier Achsen 
mit einem Radstand bis zu 1 m. Unter „Räder einer Achse“ sind die 
Räder eines Fahrzeuges zu verstehen, die symmetrisch oder im 
wesentlichen symmetrisch zur Längsmittelebene des Fahrzeuges liegen; 
Achsen von Rädern, die ausschließlich der Stützung des Fahrzeuges 
dienen, gelten nicht als Achsen im Sinne dieses Bundesgesetzes; 

 34. Achslast die Summe aller auf eine waagrechte, ebene Fahrbahn 
wirkenden Radlasten einer Achse oder zweier Achsen mit einem 
Radstand bis zu 1 m. Unter „Räder einer Achse“ sind die Räder eines 
Fahrzeuges zu verstehen, die symmetrisch oder im wesentlichen 
symmetrisch zur Längsmittelebene des Fahrzeuges liegen; Achsen von 
Rädern, die ausschließlich der Stützung des Fahrzeuges dienen, gelten 
nicht als Achsen im Sinne dieses Bundesgesetzes; 

Z 34a… Z 34a… 

 35. höchste zulässige Achslast die höchste Achslast, die mit einem 
bestimmten stehenden Fahrzeug auf eine waagrechte, ebene Fahrbahn 
übertragen werden darf; 

 35. höchste zulässige Achslast die höchste Achslast, die mit einem 
bestimmten Fahrzeug auf eine waagrechte, ebene Fahrbahn übertragen 
werden darf; 

§ 4. (1) bis (7b)… § 4. (1) bis (7b)… 

(8) bis (9)… (7c) Bei Fahrzeugen, die mit rein elektrisch angetriebenen Hilfsaggregaten 
ausgestattet sind, wird das höchste zulässige Gesamtgewicht um das zusätzliche, 
für die notwendige Batteriemasse der jeweiligen alternativen Antriebstechnik des 
Hilfsaggregates erforderliche und im Genehmigungsdokument des Fahrzeugs 
angegebene Gewicht, höchstens jedoch um 1 000 kg, angehoben. 

(8) bis (9)… 

§ 11. (1) bis (5)… § 11. (1) bis (5)… 

(6) Die Organe der Behörde oder des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft sowie die von diesen Behörden 
herangezogenen Sachverständigen sind berechtigt, Kraftstoffe auf die Einhaltung 
des Abs. 3 und der aufgrund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen zu 

(6) Die Organe der Behörde oder des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft sowie die von diesen Behörden 
herangezogenen Sachverständigen sind berechtigt, Kraftstoffe auf die Einhaltung 
des Abs. 3 und der aufgrund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
kontrollieren und zu diesem Zwecke Proben in unbedingt erforderlichem Ausmaß 
zu entnehmen und Betriebe und Lagerräume zu betreten. Die Entnahme von 
Proben kann in Betriebsstätten und Standorten des Erzeugers, des Importeurs und 
des Beförderers, an Tankstellen sowie bei der Kontrolle von Fahrzeugen erfolgen. 
Die Probeentnahme ist, außer bei Gefahr im Verzug oder anlässlich einer Lenker- 
oder Fahrzeugkontrolle an Ort und Stelle, während der Betriebszeiten 
vorzunehmen. Betrifft die Probeentnahme Kraftstoffe, die nach den 
zollgesetzlichen Vorschriften zollhängig sind, so darf die Kontrolle nur bei einem 
Zollamt oder anlässlich einer Zollamtshandlung vorgenommen werden; in 
Zolllagern oder einer Zollfreizone ist, während sie für Zollamtshandlungen 
geöffnet sind, die Probeentnahme jederzeit statthaft. 

(7) bis (9)… 

kontrollieren und zu diesem Zwecke Proben in unbedingt erforderlichem Ausmaß 
zu entnehmen und Betriebe und Lagerräume zu betreten. Die Entnahme von 
Proben kann in Betriebsstätten und Standorten des Erzeugers, des Importeurs und 
des Beförderers, an Tankstellen sowie bei der Kontrolle von Fahrzeugen erfolgen. 
Die Probeentnahme ist, außer bei Gefahr im Verzug oder anlässlich einer Lenker- 
oder Fahrzeugkontrolle an Ort und Stelle, während der Betriebszeiten 
vorzunehmen. Betrifft die Probeentnahme Kraftstoffe, die nach den 
zollrechtlichen Vorschriften zollhängig sind, so darf die Kontrolle nur bei einem 
Zollamt oder anlässlich einer Zollamtshandlung vorgenommen werden; in 
Zolllagern ist, während sie für Zollamtshandlungen geöffnet sind, die 
Probeentnahme jederzeit statthaft. 

(7) bis (9)… 

§ 20. (1) Z 1 bis Z 4 lit. a)  § 20. (1) Z 1 bis Z 4 lit. a)  

 b) Fahrzeugen, die im Bereich des militärischen Eigenschutzes, der 
Militärstreife sowie des Entminungsdienstes zur Verwendung 
kommen, 

c bis e)… 

 b) Fahrzeugen, die im Bereich des militärischen Eigenschutzes sowie des 
Entminungsdienstes zur Verwendung kommen, 

c bis e)… 

 f) Fahrzeugen im Besitz der in § 23 Abs. 1 Z 1 bis 5 des 
Sanitätergesetzes, BGBl. I Nr. 30/2002 namentlich genannten 
Einrichtungen, die für dringende Einsätze im Rettungsdienst, bei 
Großschadensereignissen oder zur Katastrophenhilfe verwendet 
werden, 

 f) Fahrzeugen im Besitz der in § 23 Abs. 1 Z 1 bis 5 des 
Sanitätergesetzes, BGBl. I Nr. 30/2002 namentlich genannten 
Einrichtungen, oder Fahrzeugen der Bergrettung, der Höhlenrettung 
oder der Wasserrettung, die für dringende Einsätze im Rettungsdienst, 
bei Großschadensereignissen oder zur Katastrophenhilfe verwendet 
werden, 

§ 20. (1) Z 5 bis Z 7… § 20. (1) Z 5 bis Z 7… 

 8. retroreflektierende Markierungen und Konturmarkierungen sowie 
charakteristische Markierungen zur Verbesserung der Sichtbarkeit und 
Erkennbarkeit schwerer und langer Fahrzeuge im Sinne der ECE-
Regelung Nr. 104; 

 8. bei Fahrzeugen der Klassen M2, M3, N, O2, O3 und O4 auffällige 
Markierungen gemäß UN-Regelung Nr. 48 sowie charakteristische 
Markierungen und Grafiken aus retroreflektierenden 
Markierungsmaterialien der Klassen „D“ und „E“ gemäß UN-Regelung 
Nr. 104, letztere unter Einhaltung der Anbringungsvorschriften in Pkt. 
7.2 der UN-Regelung Nr. 104;“ 

§ 20. (2) bis (4)… § 20. (2) bis (4)… 

(5) Scheinwerfer und Warnleuchten mit blauem Licht dürfen bei nicht unter 
Abs. 1 Z 4 fallenden Fahrzeugen nur bewilligt werden, wenn ihre Verwendung im 
öffentlichen Interesse gelegen ist und dagegen vom Standpunkt der Verkehrs- und 

(5) Scheinwerfer und Warnleuchten mit blauem Licht dürfen bei nicht unter 
Abs. 1 Z 4 fallenden Fahrzeugen nur bewilligt werden, wenn ihre Verwendung im 
öffentlichen Interesse gelegen ist und dagegen vom Standpunkt der Verkehrs- und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Betriebssicherheit keine Bedenken bestehen und nur für Fahrzeuge, die zur 
Verwendung bestimmt sind: 

Betriebssicherheit keine Bedenken bestehen und nur für Fahrzeuge, die zur 
Verwendung bestimmt sind: 

 a) ausschließlich oder vorwiegend für Feuerwehren,  a) ausschließlich oder vorwiegend für Feuerwehren, 

 b) für den öffentlichen Hilfsdienst,  b) für den öffentlichen Hilfsdienst, 

 c) für den Rettungsdienst oder den Bergrettungsdienst,  c) für den Rettungsdienst, 

 d) für den ärztlichen Bereitschaftsdienst von Gebietskörperschaften, 
Ärztekammern oder Sozialversicherungsträgern, 

 d) für den ärztlichen Bereitschaftsdienst von Gebietskörperschaften, 
Ärztekammern oder Sozialversicherungsträgern, 

 e) für die Leistung dringender ärztlicher Hilfe durch Ärzte in 
verkehrsreichen Gebieten, in denen kein mit einem Arzt besetzter 
Rettungsdienst und kein ärztlicher Bereitschaftsdienst gemäß lit. d zur 
Verfügung stehen; vor der Entscheidung über einen Antrag auf 
Erteilung der Bewilligung ist eine Stellungnahme der Ärztekammer 
zur Frage der Notwendigkeit der Erteilung dieser Bewilligung 
einzuholen oder 

 e) für die Leistung dringender ärztlicher Hilfe durch Ärzte in 
verkehrsreichen Gebieten, in denen kein mit einem Arzt besetzter 
Rettungsdienst und kein ärztlicher Bereitschaftsdienst gemäß lit. d zur 
Verfügung stehen; vor der Entscheidung über einen Antrag auf 
Erteilung der Bewilligung ist eine Stellungnahme der Ärztekammer 
zur Frage der Notwendigkeit der Erteilung dieser Bewilligung 
einzuholen oder 

 f) für die Leistung dringender Hilfsdienste im Zusammenwirken mit 
Feuerwehren oder öffentlichen Hilfsdiensten bei Verkehrsunfällen, an 
denen Fahrzeuge zur Beförderung gefährlicher Güter beteiligt sind, 

 f) für die Leistung dringender Hilfsdienste im Zusammenwirken mit 
Feuerwehren oder öffentlichen Hilfsdiensten bei Verkehrsunfällen, an 
denen Fahrzeuge zur Beförderung gefährlicher Güter beteiligt sind, 

 g) für die Erbringung dringender tierärztlicher Hilfe durch Tierärzte in 
verkehrsreichen Gebieten, in denen kein mit einem Tierarzt besetzter 
Rettungsdienst zur Verfügung steht; vor der Entscheidung über einen 
Antrag auf Erteilung der Bewilligung ist eine Stellungnahme der 
Tierärztekammer zur Frage der Notwendigkeit der Erteilung dieser 
Bewilligung einzuholen, 

 g) für die Erbringung dringender tierärztlicher Hilfe durch Tierärzte in 
verkehrsreichen Gebieten, in denen kein mit einem Tierarzt besetzter 
Rettungsdienst zur Verfügung steht; vor der Entscheidung über einen 
Antrag auf Erteilung der Bewilligung ist eine Stellungnahme der 
Tierärztekammer zur Frage der Notwendigkeit der Erteilung dieser 
Bewilligung einzuholen, 

 h) für die Leistung dringender ärztlicher Hilfe durch Fachärzte (in 
verkehrsreichen Gebieten), sofern sie sich auf Grund 
krankenanstaltenrechtlicher Organisationsvorschriften in 
Rufbereitschaft befinden, oder 

 h) für die Leistung dringender ärztlicher Hilfe durch Fachärzte (in 
verkehrsreichen Gebieten), sofern sie sich auf Grund 
krankenanstaltenrechtlicher Organisationsvorschriften in 
Rufbereitschaft befinden, oder 

 i) für freipraktizierende Hebammen, die berechtigt sind, Hausgeburten 
durchzuführen, zum rascheren Erreichen des Ortes der Hausgeburt, 

 i) für frei praktizierende Hebammen, die berechtigt sind, Hausgeburten 
durchzuführen, und für Fachärzte für Frauenheilkunde und 
Geburtshilfe, die tatsächlich auch Hausgeburten durchführen, zum 
rascheren Erreichen des Ortes der Hausgeburt, 

 j) für die auftragsgemäße dringende Entstörung der Funk- bzw. 
Kommunikationssysteme sowie Leitzentralen der BOS-
Organisationen (Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben). 

 j) für die auftragsgemäße dringende Entstörung der Funk- bzw. 
Kommunikationssysteme sowie Leitzentralen der BOS-
Organisationen (Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben). 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

In den Fällen der lit. d und lit. h ergeht die Bewilligung, sofern es sich nicht um 
Fahrzeuge gemäß lit. c handelt, an die Institution oder Krankenanstalt, die den 
Bereitschaftsdienst organisiert. Die Bewilligung erstreckt sich auf ein oder 
mehrere Fahrzeuge dieser Institutionen oder auf die jeweils von der Institution 
namhaft gemachten Fahrzeuge der Bereitschaftsdienst versehenden Ärzte. Die 
Warnleuchten mit blauem Licht dürfen jeweils nur an dem Fahrzeug angebracht 
werden, das tatsächlich für einen bestimmten Bereitschaftsdienst eingesetzt wird 
und nur auf die Dauer des Bereitschaftsdienstes und nur während der 
Verwendung dieses Fahrzeuges für Einsatzfahrten. 

(6) bis (8)… 

In den Fällen der lit. d und lit. h ergeht die Bewilligung, sofern es sich nicht um 
Fahrzeuge gemäß lit. c handelt, an die Institution oder Krankenanstalt, die den 
Bereitschaftsdienst organisiert. Die Bewilligung erstreckt sich auf ein oder 
mehrere Fahrzeuge dieser Institutionen oder auf die jeweils von der Institution 
namhaft gemachten Fahrzeuge der Bereitschaftsdienst versehenden Ärzte. Die 
Warnleuchten mit blauem Licht dürfen jeweils nur an dem Fahrzeug angebracht 
werden, das tatsächlich für einen bestimmten Bereitschaftsdienst eingesetzt wird 
und nur auf die Dauer des Bereitschaftsdienstes und nur während der 
Verwendung dieses Fahrzeuges für Einsatzfahrten. 

(6) bis (8)… 

§ 24. (1) bis (2)… § 24. (1) bis (2)… 

(2a) Abweichend von Artikel 3 lit. a der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 
muss bei Omnibussen, die im regionalen Linienverkehr eingesetzt werden, 
ausgenommen solche, deren Antriebsenergie Oberleitungen entnommen wird 
(Oberleitungsomnibusse), jedenfalls ein Kontrollgerät im Sinne der Verordnung 
(EU) Nr. 165/2014 eingebaut und benutzt werden. Bei der Verwendung des 
Kontrollgerätes im Ortslinienverkehr im Sinne des § 103 Abs. 3b erster Halbsatz 
kann unter der Voraussetzung, dass die jeweiligen Aufzeichnungen in der 
Betriebsstätte aufliegen von folgenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und 
der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 abgewichen werden: 

(2a) Abweichend von Artikel 3 lit. a der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 
muss bei Omnibussen, die im regionalen Linienverkehr eingesetzt werden, 
ausgenommen solche, deren Antriebsenergie Oberleitungen entnommen wird 
(Oberleitungsomnibusse), jedenfalls ein Kontrollgerät im Sinne der Verordnung 
(EU) Nr. 165/2014 eingebaut und benutzt werden. Bei der Verwendung des 
Kontrollgerätes im Ortslinienverkehr (das ist der zugelassene Verkehr auf Linien, 
deren Anfangs- und Endpunkte innerhalb desselben Gemeindegebietes oder 
innerhalb aneinandergrenzender Gemeindegebiete liegen und Haltestellen zum 
Aus- und Einsteigen nur innerhalb dieser Gemeindegebiete bestehen) kann unter 
der Voraussetzung, dass die jeweiligen Aufzeichnungen in der Betriebsstätte 
aufliegen von folgenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und der 
Verordnung (EU) Nr. 165/2014 abgewichen werden: 

 1. von der Verpflichtung zur Mitführung eines Nachweises über Zeiten 
während des laufenden Tages und der vergangenen 28 Tage, in denen 
sich der Lenker in Krankenstand oder Urlaub befunden hat oder ein 
Fahrzeug gelenkt hat, für das keine Kontrollgerätepflicht besteht; 

 1. von der Verpflichtung zur Mitführung eines Nachweises über Zeiten 
während des laufenden Tages und der vergangenen 28 Tage, in denen 
sich der Lenker in Krankenstand oder Urlaub befunden hat oder ein 
Fahrzeug gelenkt hat, für das keine Kontrollgerätepflicht besteht; 

 2. bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020 von der Verpflichtung zur 
Mitführung der Schaublätter gemäß Art. 36 Abs. 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 165/2014, soweit es sich um Lenkzeiten für den selben Betrieb 
handelt; 

 2. bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020 von der Verpflichtung zur 
Mitführung der Schaublätter gemäß Art. 36 Abs. 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 165/2014, soweit es sich um Lenkzeiten für den selben Betrieb 
handelt; 

 3. bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020 von der Verpflichtung zur 
manuellen Eingabe gemäß § 102a Abs. 8 in Verbindung mit Anhang I B 
Kapitel III Punkt 6.2. der Verordnung (EU) Nr. 165/2014, wenn ein 
Fahrerwechsel erfolgt. 

 3. bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020 von der Verpflichtung zur 
manuellen Eingabe gemäß § 102a Abs. 8 in Verbindung mit Anhang I B 
Kapitel III Punkt 6.2. der Verordnung (EU) Nr. 165/2014, wenn ein 
Fahrerwechsel erfolgt. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2b) bis (11)… (2b) bis (11)… 

§ 26a. (1) bis (3b)… § 26a. (1) bis (3b) 

(4) Die Verordnungen nach Abs. 1 und 2 können den Hinweis auf Anlagen 
mit technischen Meß- und Prüfmethoden enthalten, welche beim 
Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr und bei allen Ämtern 
der Landesregierungen zur Einsicht während der Amtsstunden aufliegen. 

(4) Die Verordnungen nach Abs. 1 und 2 können den Hinweis auf Anlagen 
mit technischen Mess- und Prüfmethoden enthalten, welche beim 
Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie und bei allen 
Ämtern der Landesregierungen zur Einsicht während der Amtsstunden aufliegen. 

§ 29. (1) bis (7)… § 29. (1) bis (7)… 

(8) Der Erzeuger einer Type von Fahrzeugen mit einem gemäß § 35 Abs. 2 
festgesetzten, einer internationalen Vereinbarung entsprechenden 
Genehmigungszeichen oder sein gemäß Abs. 2 Bevollmächtigter hat, wenn diese 
Type nicht mehr erzeugt wird, dies dem Bundesministerium für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr anzuzeigen. 

(8) Der Erzeuger einer Type von Fahrzeugen mit einem gemäß § 35 Abs. 2 
festgesetzten, einer internationalen Vereinbarung entsprechenden 
Genehmigungszeichen oder sein gemäß Abs. 2 Bevollmächtigter hat, wenn diese 
Type nicht mehr erzeugt wird, dies dem Bundesministerium Verkehr, Innovation 
und Technologie anzuzeigen. 

§ 30. (1) bis (4)… § 30. (1) bis (4)… 

(5) Wird der Verlust eines Typenscheines glaubhaft gemacht, so hat der zur 
Erzeugung der Type des Fahrzeuges Berechtigte, bei ausländischen Erzeugern der 
gemäß § 29 Abs. 2 Bevollmächtigte, einen neuen Typenschein auszustellen. Er 
darf diesen – sofern das Fahrzeug bereits einmal in Österreich zugelassen worden 
ist – nur mit Zustimmung der Behörde ausstellen, in deren Sprengel das Fahrzeug 
zuletzt zugelassen war oder zugelassen ist. Diese hat die Zustimmung zu erteilen, 
wenn keine Bedenken dagegen bestehen, dass nach dem Fahrzeug nicht als 
gestohlen gefahndet wird. In der Zustimmungserklärung der Behörde hat diese 
auch allfällige Vorbesitzer des Fahrzeuges anzugeben. Diese Vorbesitzer sind 
vom Aussteller in den neuen Duplikat-Typenschein einzutragen. Stellt der zur 
Ausstellung des Duplikat-Typenscheines Berufene fest, dass das Fahrzeug nicht 
mehr der genehmigten Type entspricht, so hat er den Antragsteller auf die sich 
aus § 33 ergebenden Verpflichtungen hinzuweisen und die Behörde zu 
informieren. Ein für einen in Verlust geratenen Typenschein ausgestellter neuer 
Typenschein muss als solcher bezeichnet sein. Der Duplikat-Typenschein darf 
nach dem Muster ausgestellt werden, das zum Zeitpunkt der Genehmigung der 
Type vorgeschrieben war; bei Ausstellung eines Duplikat-Typenscheins müssen 
keine Genehmigungsdaten in die Genehmigungsdatenbank eingegeben werden. 
Bei Fahrzeugen, die schon ein Mal in Österreich zugelassen waren, 
zwischenzeitig in einem anderen EU-Mitgliedstaat zugelassen wurden und deren 
Typenschein von den Behörden im anderen EU-Mitgliedstaat eingezogen oder 

(5) Wird der Verlust eines Typenscheines glaubhaft gemacht, so hat der zur 
Erzeugung der Type des Fahrzeuges Berechtigte, bei ausländischen Erzeugern der 
gemäß § 29 Abs. 2 Bevollmächtigte, einen neuen Typenschein auszustellen. Er 
darf diesen nur mit Zustimmung der Behörde ausstellen, in deren Sprengel der 
Besitzer des Fahrzeuges seinen Hauptwohnsitz hat. Diese hat die Zustimmung zu 
erteilen, wenn keine Bedenken dagegen bestehen, dass nach dem Fahrzeug nicht 
als gestohlen gefahndet wird. In der Zustimmungserklärung der Behörde hat diese 
auch allfällige Vorbesitzer des Fahrzeuges anzugeben. Diese Vorbesitzer sind 
vom Aussteller in den neuen Duplikat-Typenschein einzutragen. Der neue 
Typenschein darf weiters erst ausgestellt werden, wenn durch eine Abfrage bei 
einer dafür zur Verfügung stehenden Datenbank die Unbedenklichkeit der 
Duplikatausstellung bestätigt worden ist. Stellt der zur Ausstellung des Duplikat-
Typenscheines Berufene fest, dass das Fahrzeug nicht mehr der genehmigten 
Type entspricht, so hat er den Antragsteller auf die sich aus § 33 ergebenden 
Verpflichtungen hinzuweisen und die Behörde zu informieren. Ein für einen in 
Verlust geratenen Typenschein ausgestellter neuer Typenschein muss als solcher 
bezeichnet sein. Der Duplikat-Typenschein darf nach dem Muster ausgestellt 
werden, das zum Zeitpunkt der Genehmigung der Type vorgeschrieben war; bei 
Ausstellung eines Duplikat-Typenscheins müssen keine Genehmigungsdaten in 
die Genehmigungsdatenbank eingegeben werden. Bei Fahrzeugen, die schon 
einmal in Österreich zugelassen waren, zwischenzeitig in einem anderen EU-

471 der B
eilagen X

X
V

I. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

5 von 29

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  6 von 29 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
entwertet wurde und die nunmehr wieder in Österreich zugelassen werden sollen, 
ist gemäß § 30a Abs. 4a vorzugehen. 

(6) bis (7)… 

Mitgliedstaat zugelassen wurden und deren Typenschein von den Behörden im 
anderen EU-Mitgliedstaat eingezogen oder entwertet wurde und die nunmehr 
wieder in Österreich zugelassen werden sollen, ist gemäß § 30a Abs. 4a 
vorzugehen. 

(6) bis (7)… 

§ 30a. (1) bis (4a)… § 30a. (1) bis (4a)… 
 

(4b) Ein Duplikat des Datenauszuges aus der Genehmigungsdatenbank darf 
nur ausgestellt werden, wenn durch eine Abfrage bei einer dafür zur Verfügung 
stehenden Datenbank die Unbedenklichkeit der Duplikatausstellung bestätigt 
worden ist. 

(5) Bei geringer Stückzahl in Österreich in den Handel gebrachter Fahrzeuge 
können vom Hersteller oder dessen gemäß § 29 Abs. 2 Bevollmächtigten anstelle 
der Genehmigungsdaten Typendaten in die Datenbank eingegeben werden. Für 
die Eingabe der Typendaten gelten dieselben Bestimmungen wie für die Eingabe 
der Genehmigungsdaten. In begründeten Ausnahmefällen wie geringer Stückzahl 
in Österreich in den Handel gebrachter Fahrzeuge oder geringer Anzahl an 
verschiedenen Ausführungen innerhalb einer Type können der Erzeuger des 
Fahrzeuges oder Fahrgestells oder sein gemäß § 29 Abs. 2 Bevollmächtigter eine 
Vereinbarung mit dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
treffen, dass die Typendaten von dem Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie in die Genehmigungsdatenbank eingegeben werden. Der 
Aufwand des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie ist nach 
einem durch Verordnung festgesetzten Tarif zu vergüten. 

(6) bis (7)… 

(5) Bei geringer Stückzahl in Österreich in den Handel gebrachter Fahrzeuge 
können vom Hersteller oder dessen gemäß § 29 Abs. 2 Bevollmächtigten anstelle 
der Genehmigungsdaten Typendaten in die Datenbank eingegeben werden. Für 
die Eingabe der Typendaten gelten dieselben Bestimmungen wie für die Eingabe 
der Genehmigungsdaten; bei Fahrzeugen, die den Bestimmungen der Verordnung 
(EG) Nr. 715/2007, ABl L 171 vom 29.6.2007, S. 1 und der Verordnung (EU) 
2017/1151, ABl L 175 vom 7.7.2017, S. 1 unterliegen, ist die Eingabe von 
Typendaten in die Genehmigungsdatenbank nicht zulässig. In begründeten 
Ausnahmefällen wie geringer Stückzahl in Österreich in den Handel gebrachter 
Fahrzeuge oder geringer Anzahl an verschiedenen Ausführungen innerhalb einer 
Type können der Erzeuger des Fahrzeuges oder Fahrgestells oder sein gemäß 
§ 29 Abs. 2 Bevollmächtigter eine Vereinbarung mit dem Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie treffen, dass die Typendaten von dem 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie in die 
Genehmigungsdatenbank eingegeben werden. Der Aufwand des Bundesministers 
für Verkehr, Innovation und Technologie ist nach einem durch Verordnung 
festgesetzten Tarif zu vergüten. 

(6) bis (7)… 

(8) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat auf 
Antrag Erzeuger oder deren gemäß § 29 Abs. 2 Bevollmächtigte zu ermächtigen, 
die entsprechenden Genehmigungsdaten in die Genehmigungsdatenbank 
einzugeben, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

(8) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat auf 
Antrag Erzeuger oder deren gemäß § 29 Abs. 2 Bevollmächtigte zu ermächtigen, 
die entsprechenden Genehmigungsdaten in die Genehmigungsdatenbank 
einzugeben, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

 1. er muss entweder als Erzeuger einen Sitz in einem EU-Mitgliedstaat 
aufweisen oder gemäß § 29 Abs. 2 vom Erzeuger bevollmächtigt sein, 

 1. er muss entweder als Erzeuger einen Sitz in einem EU-Mitgliedstaat 
aufweisen oder gemäß § 29 Abs. 2 vom Erzeuger bevollmächtigt sein, 

471 der B
eilagen X

X
V

I. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

6 von 29

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  7 von 29 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 2. über geeignetes Personal mit ausreichenden Kenntnissen des 
österreichischen Kraftfahrrechts, des einschlägigen EU-Rechts, der 
Fahrzeugtechnik und der deutschen Sprache verfügen, 

 2. über geeignetes Personal mit ausreichenden Kenntnissen des 
österreichischen Kraftfahrrechts, des einschlägigen EU-Rechts, der 
Fahrzeugtechnik und der deutschen Sprache verfügen, 

 3. über direkten Kontakt mit dem Erzeuger verfügen,  3. über direkten Kontakt mit dem Erzeuger verfügen, 

 4. als Bevollmächtigter über Zugang zu allen Betriebserlaubnissen 
verfügen, die für den Erzeuger erteilt wurden bzw. zu allen 
Typengenehmigungsbescheiden, die für den Erzeuger ausgestellt wurden, 

 4. als Bevollmächtigter über Zugang zu allen Betriebserlaubnissen 
verfügen, die für den Erzeuger erteilt wurden bzw. zu allen 
Typengenehmigungsbescheiden, die für den Erzeuger ausgestellt wurden, 

 5. entweder über eine elektronische Datenübernahme für die Daten der 
Übereinstimmungsbescheinigungen des Erzeugers und geeignete 
Software für deren Umwandlung in das für die Genehmigungsdatenbank 
erforderliche Datenformat sowie der Umwandlung der Textdaten in 
deutschen Text, oder eine vom Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie genehmigte Software für die Erfassung und 
Übermittlung der Genehmigungsdaten in die Genehmigungsdatenbank 
verfügen, 

 5. entweder über eine elektronische Datenübernahme für die Daten der 
Übereinstimmungsbescheinigungen des Erzeugers und geeignete 
Software für deren Umwandlung in das für die Genehmigungsdatenbank 
erforderliche Datenformat sowie der Umwandlung der Textdaten in 
deutschen Text, oder eine vom Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie genehmigte Software für die Erfassung und 
Übermittlung der Genehmigungsdaten in die Genehmigungsdatenbank 
verfügen, 

 6. über ein vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
genehmigtes Qualitätssicherungssystem für die Genehmigungsdaten 
verfügen 

 6. über ein vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
genehmigtes Qualitätssicherungssystem für die Genehmigungsdaten 
verfügen 

Die Ermächtigung darf nur vertrauenswürdigen Personen verliehen werden. Der 
Ermächtigte hat Veränderungen, die die Voraussetzungen für die Erteilung der 
Ermächtigung betreffen können, unverzüglich dem Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie anzuzeigen. Der Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie kann jederzeit überprüfen, ob die Voraussetzungen 
für die Ermächtigung noch gegeben sind und ob die in die 
Genehmigungsdatenbank eingegeben Daten fehlerfrei sind. Er kann Anordnungen 
zur Behebung von Mängeln treffen. Den Anordnungen des Bundesministers für 
Verkehr, Innovation und Technologie ist unverzüglich zu entsprechen. Der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie kann 
Zulassungssperren in der Genehmigungsdatenbank verfügen, wenn nicht 
sichergestellt ist, dass die in die Genehmigungsdatenbank eingegebenen Daten 
fehlerfrei sind oder aufgrund der Daten in der Genehmigungsdatenbank 
rechtswidrige Zulassungen ermöglicht oder begünstigt werden. Die Ermächtigung 
ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für die Ermächtigung nicht mehr 
vorliegen, den Anordnungen des Bundesministers für Verkehr, Innovation und 
Technologie nicht unverzüglich entsprochen wird, nicht sichergestellt ist, dass die 
in die Genehmigungsdatenbank eingegebenen Daten fehlerfrei sind oder aufgrund 

Die Ermächtigung darf nur vertrauenswürdigen Personen verliehen werden. Der 
Ermächtigte hat Veränderungen, die die Voraussetzungen für die Erteilung der 
Ermächtigung betreffen können, unverzüglich dem Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie anzuzeigen. Der Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie kann jederzeit überprüfen, ob die Voraussetzungen 
für die Ermächtigung noch gegeben sind und ob die in die 
Genehmigungsdatenbank eingegebenen Daten fehlerfrei sind. Er kann 
Anordnungen zur Behebung von Mängeln treffen. Den Anordnungen des 
Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie ist unverzüglich zu 
entsprechen. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie kann 
Zulassungssperren in der Genehmigungsdatenbank verfügen, wenn nicht 
sichergestellt ist, dass die in die Genehmigungsdatenbank eingegebenen Daten 
fehlerfrei sind oder aufgrund der Daten in der Genehmigungsdatenbank 
rechtswidrige Zulassungen ermöglicht oder begünstigt werden. Die Ermächtigung 
ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für die Ermächtigung nicht mehr 
vorliegen, den Anordnungen des Bundesministers für Verkehr, Innovation und 
Technologie nicht unverzüglich entsprochen wird, nicht sichergestellt ist, dass die 
in die Genehmigungsdatenbank eingegebenen Daten fehlerfrei sind oder aufgrund 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
der Tätigkeiten des Ermächtigten rechtswidrige Zulassungen ermöglicht oder 
begünstigt werden. Wer nicht mehr das Recht besitzt, die Fahrzeuge einer 
genehmigten Type zu erzeugen, oder nicht mehr von ihrem Erzeuger gemäß § 29 
Abs. 2 bevollmächtigt ist, hat den Verlust dieses Rechtes oder den Verlust der 
Bevollmächtigung dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
unverzüglich anzuzeigen und einen allenfalls vorhandenen 
Ermächtigungsbescheid zur Dateneingabe abzuliefern. Die Ermächtigung kann 
mit einer Ankündigungsfrist von 2 Monaten zurückgelegt werden. 

(8a) bis (11)… 

der Tätigkeiten des Ermächtigten rechtswidrige Zulassungen ermöglicht oder 
begünstigt werden. Wer nicht mehr das Recht besitzt, die Fahrzeuge einer 
genehmigten Type zu erzeugen, oder nicht mehr von ihrem Erzeuger gemäß § 29 
Abs. 2 bevollmächtigt ist, hat den Verlust dieses Rechtes oder den Verlust der 
Bevollmächtigung dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
unverzüglich anzuzeigen und einen allenfalls vorhandenen 
Ermächtigungsbescheid zur Dateneingabe abzuliefern. Die Ermächtigung kann 
mit einer Ankündigungsfrist von 2 Monaten zurückgelegt werden. 

(8a) bis (11)… 

§ 31. (1) bis (7)… § 31. (1) bis (7)… 
 

(8) Wird der Verlust eines Bescheides über die Einzelgenehmigung 
glaubhaft gemacht, darf ein Duplikat erst ausgestellt werden, wenn durch eine 
Abfrage bei einer dafür zur Verfügung stehenden Datenbank die 
Unbedenklichkeit der Duplikatausstellung bestätigt worden ist. 

§ 31a. (1) bis (8)… § 31a. (1) bis (8)… 
 

(9) Wird der Verlust des Einzelgenehmigungsbogens glaubhaft gemacht, so 
gilt für die Duplikatausstellung § 31 Abs. 8. 

§ 33. (1) Änderungen an einem einzelnen zum Verkehr zugelassenen 
Fahrzeug einer genehmigten Type, die die Verkehrs- und Betriebssicherheit des 
Fahrzeuges beeinflussen können, hat der Zulassungsbesitzer des Fahrzeuges 
unverzüglich dem Landeshauptmann anzuzeigen, in dessen örtlichem 
Wirkungsbereich das Fahrzeug seinen dauernden Standort hat; durch Verordnung 
kann jedoch festgesetzt werden, daß Änderungen durch das Anbringen von 
bestimmten Arten von Teilen, Ausrüstungsgegenständen, zusätzlichen Aufbauten 
oder Vorrichtungen an Fahrzeugen nicht angezeigt werden müssen, wenn 

§ 33. (1) Änderungen an einem einzelnen zum Verkehr zugelassenen 
Fahrzeug einer genehmigten Type, die die Verkehrs- und Betriebssicherheit oder 
die Umweltverträglichkeit des Fahrzeuges beeinflussen können, hat der 
Zulassungsbesitzer des Fahrzeuges unverzüglich dem Landeshauptmann 
anzuzeigen, in dessen örtlichem Wirkungsbereich das Fahrzeug seinen dauernden 
Standort hat; durch Verordnung kann jedoch festgesetzt werden, dass 
Änderungen durch das Anbringen von bestimmten Arten von Teilen, 
Ausrüstungsgegenständen, zusätzlichen Aufbauten oder Vorrichtungen an 
Fahrzeugen nicht angezeigt werden müssen, wenn 

 1. diese Änderungen  1. diese Änderungen 

 a) nicht wesentliche technische Merkmale der genehmigten Type 
betreffen, 

 a) nicht wesentliche technische Merkmale der genehmigten Type 
betreffen, 

 b) den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und der auf Grund dieses 
Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen nicht zuwiderlaufen und 

 b) den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und der auf Grund dieses 
Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen nicht zuwiderlaufen und 

 c) die Verkehrs- und Betriebssicherheit des Fahrzeuges nicht 
herabsetzen, und 

 c) die Verkehrs- und Betriebssicherheit und die Umweltverträglichkeit 
des Fahrzeuges nicht herabsetzen, und 

 2. sofern für diese Teile, Ausrüstungsgegenstände, zusätzlichen Aufbauten  2. sofern für diese Teile, Ausrüstungsgegenstände, zusätzlichen Aufbauten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
oder Vorrichtungen eine Typengenehmigung vorgesehen ist, sie gemäß 
§ 35 oder nach einer Einzelrichtlinie typengenehmigt sind, oder 

oder Vorrichtungen eine Typengenehmigung vorgesehen ist, sie gemäß 
§ 35 oder nach einer Einzelrichtlinie typengenehmigt sind, oder 

 3. sofern diese Teile, Ausrüstungsgegenstände, zusätzliche Aufbauten oder 
Vorrichtungen von der Behörde als für diese Type und Ausführung auf 
Grund eines von einem nach § 124 bestellten Sachverständigen erstellten 
Gutachtens für geeignet erklärt oder nach § 33 an einem einzelnen 
Fahrzeug bereits genehmigt worden sind. In diesem Fall ist eine 
Abschrift des Genehmigungsbescheides im Fahrzeug mitzuführen. 

(1a) bis (2)… 

 3. sofern diese Teile, Ausrüstungsgegenstände, zusätzliche Aufbauten oder 
Vorrichtungen von der Behörde als für diese Type und Ausführung auf 
Grund eines von einem nach § 124 bestellten Sachverständigen erstellten 
Gutachtens für geeignet erklärt oder nach § 33 an einem einzelnen 
Fahrzeug bereits genehmigt worden sind. In diesem Fall ist eine 
Abschrift des Genehmigungsbescheides im Fahrzeug mitzuführen. 

(1a) bis (2)… 

§ 33. (3) Wurden Änderungen angezeigt, die nicht wesentliche technische 
Merkmale der Type betreffen, so hat der Landeshauptmann diese Änderungen im 
Sinne des § 28 Abs. 1 zu genehmigen und die geänderten Daten im Wege der 
Datenfernübertragung in die Genehmigungsdatenbank einzugeben. Es ist ein 
neuer Zulassungsschein mit den geänderten Daten auszustellen, wenn die 
Genehmigung der Änderung in den Amtsräumen einer Landesprüfstelle 
durchgeführt wird und durch die Änderung am Fahrzeug keine für die Zulassung 
maßgebliche Änderungen eintreten. Wird im Zuge der Genehmigung ein neuer 
Zulassungsschein im Chipkartenformat beantragt, so ist ein Kostenersatz für die 
Chipkartenzulassungsbescheinigung zu entrichten. Änderungen im 
Zulassungsschein dürfen ausschließlich hinsichtlich der Genehmigungsdaten 
vorgenommen werden. Wird im Zuge der Genehmigung ein neuer 
Zulassungsschein ausgestellt, ist dies in der Zulassungsevidenz zu vermerken. 
Die geänderten Daten im Genehmigungsdokument sind dauerhaft als ungültig zu 
kennzeichnen und die geänderten Daten sind dem Genehmigungsdokument 
beizufügen; bei Fahrzeugen, deren Daten vollständig in der 
Genehmigungsdatenbank enthalten sind, ist dem Genehmigungsdokument der 
aktuelle Datenausdruck der Genehmigungsdatenbank beizufügen. § 20 Abs. 7 
letzter Satz gilt sinngemäß. 

(3a)… 

§ 33. (3) Wurden Änderungen angezeigt, die nicht wesentliche technische 
Merkmale der Type betreffen, so hat der Landeshauptmann diese Änderungen im 
Sinne des § 28 Abs. 1 zu genehmigen und die geänderten Daten im Wege der 
Datenfernübertragung in die Genehmigungsdatenbank einzugeben. Es ist ein 
neuer Zulassungsschein mit den geänderten Daten auszustellen, wenn die 
Genehmigung der Änderung in den Amtsräumen einer Landesprüfstelle 
durchgeführt wird und durch die Änderung am Fahrzeug keine für die Zulassung 
maßgebliche Änderungen eintreten. Wird im Zuge der Genehmigung ein neuer 
Zulassungsschein im Chipkartenformat beantragt, so ist ein Kostenersatz für die 
Chipkartenzulassungsbescheinigung zu entrichten. Änderungen im 
Zulassungsschein dürfen ausschließlich hinsichtlich der Genehmigungsdaten 
vorgenommen werden. Wird im Zuge der Genehmigung ein neuer 
Zulassungsschein ausgestellt, ist dies in der Zulassungsevidenz zu vermerken. 

(3a)… 

§ 33. (4) Der Landeshauptmann kann im Zweifelsfall unter Anwendung der 
Bestimmungen des § 31 Abs. 2 und 3 ein Gutachten darüber einholen, ob durch 
eine angezeigte Änderung wesentliche technische Merkmale verändert wurden. 

(5), (6) … 

§ 33. (4) Der Landeshauptmann hat vor der Entscheidung unter Anwendung 
der Bestimmungen des § 31 Abs. 2 und 3 ein Gutachten eines oder mehrerer 
gemäß § 125 bestellter Sachverständiger darüber einzuholen, 

 1. ob durch eine angezeigte Änderung wesentliche technische Merkmale 
verändert wurden,  

 2. ob die Verkehrs- und Betriebssicherheit oder die Umweltverträglichkeit 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
des Fahrzeuges herabgesetzt ist und  

 3. ob, soweit dies durch den Sachverständigen beurteilt werden kann, 
weiterhin die Vorschriften dieses Bundesgesetzes und der aufgrund 
dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen eingehalten werden; 

hierbei sind, sofern in diesem Bundesgesetz oder in den aufgrund dieses 
Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen nichts anderes vorgeschrieben ist, die 
Vorschriften zugrunde zu legen, die zum Zeitpunkt der erstmaligen Zulassung des 
Fahrzeugs in Kraft waren; später erlassene Vorschriften dürfen ebenfalls 
eingehalten werden. 

(5), (6) … 
 

(6a) Änderungen an den emissionsrelevanten Bauteilen des Antriebsstrangs 
einschließlich Motor, Abgasanlage und Emissionskontrollsystem von 
Fahrzeugen, durch die deren Eigenschaften oder deren Wirkung im Hinblick auf 
das Emissionsverhalten herabgesetzt werden können, sind unzulässig. 
Insbesondere ist der Einbau von Abschalteinrichtungen im Sinne der jeweils 
zutreffenden Verordnungen (EG) Nr. 715/2007 oder (EU) Nr. 168/2013 oder von 
Umgehungsstrategien im Sinne der jeweils zutreffenden Verordnungen (EG) Nr. 
595/2009 oder (EU) 2016/1628 sowie das Deaktivieren oder Entfernen von 
emissionsmindernden Einrichtungen oder eine Veränderung, die deren Wirkung 
herabsetzen könnte, nicht zulässig. Leistungsverändernde Eingriffe in die 
Motorsteuerung (Chip-Tuning) sind nur dann zulässig und dürfen nur dann 
genehmigt werden, wenn durch einen Prüfbericht eines für die oben genannten 
Verordnungen benannten technischen Dienstes nachgewiesen ist, dass alle für das 
Fahrzeug relevanten Emissionsvorschriften weiterhin eingehalten werden. Das 
Inverkehrbringen, die Bereitstellung auf dem Markt, das Anbieten und das 
Bewerben von Abschalteinrichtungen, Umgehungsstrategien oder von 
Gegenständen zum Deaktivieren oder Manipulieren von emissionsmindernden 
Einrichtungen sowie einer Deaktivierung oder Entfernung oder einer sonstigen 
Veränderung von emissionsmindernden Einrichtungen, die deren Wirkung 
herabsetzen könnten, ist nicht zulässig. Ebenso unzulässig ist das Anbieten oder 
Bewerben der Durchführung solcher Änderungen, ebenso wie das 
Inverkehrbringen, die Bereitstellung auf dem Markt, das Anbieten oder Bewerben 
von im Sinne dieses Absatzes unerlaubtem Chip-Tuning. 

§ 33. (7) Abs. 1 bis 6 gelten für genehmigte Fahrzeuge, die nicht zugelassen 
sind, sinngemäß, wenn die Anzeige gemäß Abs. 1 vom rechtmäßigen Besitzer des 

§ 33. (7) Abs. 1 bis 6a gelten für genehmigte Fahrzeuge, die nicht zugelassen 
sind, sinngemäß, wenn die Anzeige gemäß Abs. 1 vom rechtmäßigen Besitzer des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Fahrzeuges erstattet wird. 

(8)… 

Fahrzeuges erstattet wird. 

(8)… 

§ 34. (1)… § 34. (1)… 

(2) Der Landeshauptmann kann auf Antrag des Besitzers einzelne Fahrzeuge 
oder Fahrgestelle, die den Vorschriften dieses Bundesgesetzes und der auf Grund 
dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen nicht entsprechen, zum Zwecke 
der Erprobung, für die Beförderung unteilbarer Güter oder wegen anderer 
besonderer Gegebenheiten, unter denen diese Fahrzeuge verwendet werden (zB 
historische Fahrzeuge), gemäß § 31 einzeln genehmigen, wenn dagegen vom 
Standpunkt der Verkehrs- und Betriebssicherheit keine Bedenken bestehen 
(Ausnahmegenehmigung). Der Landeshauptmann kann weiters 
Ausnahmegenehmigungen erteilen, wenn in einem Genehmigungsverfahren die 
erforderlichen Nachweise im Sinne der Richtlinien 70/156/EWG und 2002/24/EG 
nicht erbracht werden können und wenn vom Standpunkt der Verkehrs- und 
Betriebssicherheit keine Bedenken bestehen. Solche Ausnahmen sind aber nur 
jeweils für eine bestimmte Anzahl gleichartiger Fahrzeuge zu erteilen. Bei der 
Bemessung der Zahl der allenfalls zu genehmigenden Fahrzeuge sind die 
Vorgaben der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zu berücksichtigen. 

(3) bis (7)… 

(2) Der Landeshauptmann kann auf Antrag des Besitzers einzelne Fahrzeuge 
oder Fahrgestelle, die den Vorschriften dieses Bundesgesetzes und der auf Grund 
dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen nicht entsprechen, zum Zwecke 
der Erprobung, für die Beförderung unteilbarer Güter oder wegen anderer 
besonderer Gegebenheiten, unter denen diese Fahrzeuge verwendet werden (zB 
historische Fahrzeuge), gemäß § 31 einzeln genehmigen, wenn dagegen vom 
Standpunkt der Verkehrs- und Betriebssicherheit sowie der 
Umweltverträglichkeit keine Bedenken bestehen (Ausnahmegenehmigung). Der 
Landeshauptmann kann weiters Ausnahmegenehmigungen erteilen, wenn in 
einem Genehmigungsverfahren die erforderlichen Nachweise im Sinne der 
Richtlinie 2007/46/EG und der Verordnungen (EU) Nr. 167/2013 und 168/2013 
nicht erbracht werden können und wenn vom Standpunkt der Verkehrs- und 
Betriebssicherheit sowie der Umweltverträglichkeit keine Bedenken bestehen. 
Solche Ausnahmen sind aber nur jeweils für eine bestimmte Anzahl gleichartiger 
Fahrzeuge zu erteilen. Bei der Bemessung der Zahl der allenfalls zu 
genehmigenden Fahrzeuge sind gegebenenfalls die Vorgaben der Kommission zu 
berücksichtigen. 

(3) bis (7)… 

§ 37. (1) bis (2)… § 37. (1) bis (2)… 

(2c) Wird der Verlust des Genehmigungsdokumentes glaubhaft gemacht so 
hat die Zulassungsstelle bei Fahrzeugen, deren Daten vollständig in der 
Genehmigungsdatenbank enthalten sind, einen aktuellen Datenausdruck aus der 
Genehmigungsdatenbank herzustellen und mit einer neuerlich ausgedruckten 
Bestätigung über die Zulassung gemäß Abs. 2b zu einem Duplikat-
Genehmigungsdokument zu verbinden. Bei Fahrzeugen, deren Daten nicht 
vollständig in der Genehmigungsdatenbank enthalten sind, ist vom jeweiligen 
Aussteller des bisherigen Genehmigungsnachweises ein Duplikat dieses 
Nachweises herzustellen und von der Zulassungsstelle mit einer neuerlich 
ausgedruckten Bestätigung über die Zulassung gemäß Abs. 2b zu einem 
Duplikat-Genehmigungsdokument zu verbinden. Das Duplikat-
Genehmigungsdokument ist als solches zu bezeichnen und es ist jeweils 
anzugeben, um das wievielte Duplikat es sich handelt. 

(2c) Wird der Verlust des Genehmigungsdokumentes glaubhaft gemacht so 
hat die Zulassungsstelle bei Fahrzeugen, deren Daten vollständig in der 
Genehmigungsdatenbank enthalten sind, einen aktuellen Datenausdruck aus der 
Genehmigungsdatenbank herzustellen und mit einer neuerlich ausgedruckten 
Bestätigung über die Zulassung gemäß Abs. 2b zu einem Duplikat-
Genehmigungsdokument zu verbinden. Ein aktueller Datenausdruck aus der 
Genehmigungsdatenbank darf nur dann hergestellt werden, wenn durch eine 
Abfrage bei einer dafür zur Verfügung stehenden Datenbank die 
Unbedenklichkeit der Duplikatausstellung bestätigt worden ist. Bei Fahrzeugen, 
deren Daten nicht vollständig in der Genehmigungsdatenbank enthalten sind, ist 
vom jeweiligen Aussteller des bisherigen Genehmigungsnachweises ein Duplikat 
dieses Nachweises herzustellen und von der Zulassungsstelle mit einer neuerlich 
ausgedruckten Bestätigung über die Zulassung gemäß Abs. 2b zu einem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3)… Duplikat-Genehmigungsdokument zu verbinden. Das Duplikat-
Genehmigungsdokument ist als solches zu bezeichnen und es ist jeweils 
anzugeben, um das wievielte Duplikat es sich handelt. 

(3)… 

§ 44. (1) Die Zulassung ist von der Behörde, die das Fahrzeug zugelassen 
hat, aufzuheben, wenn 

§ 44. (1) Die Zulassung ist von der Behörde, die das Fahrzeug zugelassen 
hat, aufzuheben, wenn 

 a) sich das Fahrzeug nicht in verkehrs- und betriebssicherem Zustand 
befindet und nicht glaubhaft gemacht wird, daß es erst nach Behebung 
dieses Zustandes weiter auf Straßen mit öffentlichem Verkehr 
verwendet wird, 

 a) sich das Fahrzeug nicht in verkehrs- und betriebssicherem Zustand 
befindet oder mehr Lärm, Rauch, übler Geruch oder schädliche 
Luftverunreinigungen als bei ordnungsgemäßem Zustand und 
sachgemäßem Betrieb unvermeidlich ist, verursacht werden und nicht 
glaubhaft gemacht wird, dass es erst nach Behebung dieses Zustandes 
weiter auf Straßen mit öffentlichem Verkehr verwendet wird, 

§ 44a. (1) Erhält die Behörde eine Verständigung gemäß § 57c Abs. 4c, dass 
bei einem Fahrzeug im Zuge der wiederkehrenden Begutachtung Mängel mit 
Gefahr im Verzug festgestellt worden sind, so kann sie unbeschadet des § 44 
Abs. 1 lit. a die Zulassung vorübergehend aussetzen und den Zulassungsschein 
und die Kennzeichentafeln unverzüglich abnehmen. 

(2)… 

§ 44a. (1) Erhält die Behörde eine Verständigung gemäß § 57c Abs. 4b, dass 
bei einem Fahrzeug im Zuge der wiederkehrenden Begutachtung Mängel mit 
Gefahr im Verzug festgestellt worden sind, so kann sie unbeschadet des § 44 
Abs. 1 lit. a die Zulassung vorübergehend aussetzen und den Zulassungsschein 
und die Kennzeichentafeln unverzüglich abnehmen. 

(2)… 

§ 45. (1) bis (2)… § 45. (1) bis (2)… 

(3) Die im Abs. 1 angeführte Bewilligung ist auf Antrag zu erteilen, wenn (3) Die im Abs. 1 angeführte Bewilligung ist auf Antrag zu erteilen, wenn 

 1. der Antragsteller  1. der Antragsteller 

 1.1. sich im Rahmen seines gewerblichen Betriebes, gewerbsmäßig oder 
zur Versorgung einer größeren Anzahl von Fahrzeugen des eigenen 
Betriebes, mit der Erzeugung oder Instandsetzung von 
Kraftfahrzeugen und Anhängern befasst, 

 1.1. sich im Rahmen seines gewerblichen Betriebes, gewerbsmäßig oder 
zur Versorgung einer größeren Anzahl von Fahrzeugen des eigenen 
Betriebes, mit der Erzeugung oder Instandsetzung von 
Kraftfahrzeugen und Anhängern befasst, 

 1.2. mit solchen Handel treibt,  1.2. mit solchen Handel treibt, 

 1.3. solche gewerbsmäßig befördert,  1.3. solche gewerbsmäßig befördert, 

 1.4. eine Anstalt oder einen Betrieb besitzt, der sich im öffentlichen 
Interesse mit der Instandsetzung oder Prüfung von Fahrzeugen befasst 
oder 

 1.4. eine Anstalt oder einen Betrieb besitzt, der sich im öffentlichen 
Interesse mit der Instandsetzung oder Prüfung von Fahrzeugen befasst,  

 1.5. ein Servicestationsunternehmen oder Reinigungsunternehmen betreibt, 
welches Fahrzeuge von Kunden zur Durchführung der Reinigung oder 
Pflege abholt und wieder zurückstellt, 

 1.5. ein Servicestationsunternehmen oder Reinigungsunternehmen betreibt, 
welches Fahrzeuge von Kunden zur Durchführung der Reinigung oder 
Pflege abholt und wieder zurückstellt, oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
  1.6. ein für eines oder mehrere Fachgebiete 
  17.01 – Verkehrsunfall Straßenverkehr, Unfallanalyse, 
  17.11 – Kfz-Reparaturen, Havarieschäden, Bewertung, 
  17.14 – Kfz-Lackierung, 
  17.15 – Kfz-Elektronik, 
  17.40 – Auswertung von Fahrtschreibern, Unfalldatenschreibern, 
  17.45 – Baumaschinen, Reparatur, Havarieschäden, Bewertung 
  17.46 – Landmaschinen, Reparatur, Havarieschäden, Bewertung, 
  17.47 – Historische Fahrzeuge (Oldtimer), Restaurierung, Bewertung 
 
 
 
Z 2 bis 4 … 
(4) bis (8) … 

in die Gerichtssachverständigen- und Gerichtsdolmetscherliste (§ 2 Abs. 
1 SDG) eingetragener allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter 
Sachverständiger ist, 

Z 2 bis 4 … 

(4) bis (8) … 

§ 47. (1) bis (3)… § 47. (1) bis (3)… 

(4) Der Bundesminister für Inneres führt eine zentrale Zulassungsevidenz. 
Zu diesem Zweck haben – sofern die Zulassung nicht durch Zulassungsstellen 
vorgenommen wird – die Zulassungsbehörden, die die örtliche 
Zulassungsevidenz automationsunterstützt führen, laufend die Daten der 
Zulassungsbesitzer, im Falle einer Miete des Fahrzeuges aus einem anderen EU-
Mitgliedstaat auch die Daten der Mieter, gemäß Abs. 1 – ausgenommen Beruf 
und Art des Betriebes – sowie Daten über das Kraftfahrzeug oder den Anhänger 
und die Zulassung dem Bundesminister für Inneres mittels maschinell lesbarer 
Datenträger oder im Wege der Datenfernübertragung zu übermitteln. Auskünfte 
sind im Wege der Datenfernverarbeitung dem Bundesministerium für Inneres, 
dem Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie, dem 
Bundesministerium für Finanzen und den Finanzbehörden, den 
Landespolizeidirektionen, den Bezirksverwaltungsbehörden, den Magistraten der 
Städte mit eigenem Statut, den Dienststellen der Bundespolizei, den 
Grenzkontrolldienststellen, den militärischen Organen und Behörden zum 
Zwecke der Vollziehung des Militärbefugnisgesetzes, BGBl. I Nr. 86/2000, den 
Krankenversicherungsträgern, und – nach Maßgabe der technischen und 
organisatorischen Voraussetzungen und kostenneutral für den Bund – den 
Gemeindesicherheitswachen zu erteilen, soweit diese zur Wahrnehmung der 

(4) Der Bundesminister für Inneres führt eine zentrale Zulassungsevidenz. 
Zu diesem Zweck haben – sofern die Zulassung nicht durch Zulassungsstellen 
vorgenommen wird – die Zulassungsbehörden, die die örtliche 
Zulassungsevidenz automationsunterstützt führen, laufend die Daten der 
Zulassungsbesitzer, im Falle einer Miete des Fahrzeuges aus einem anderen EU-
Mitgliedstaat auch die Daten der Mieter, gemäß Abs. 1 – ausgenommen Beruf 
und Art des Betriebes – sowie Daten über das Kraftfahrzeug oder den Anhänger 
und die Zulassung dem Bundesminister für Inneres mittels maschinell lesbarer 
Datenträger oder im Wege der Datenfernübertragung zu übermitteln. Auskünfte 
sind im Wege der Datenfernverarbeitung dem Bundesministerium für Inneres, 
dem Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie, dem 
Bundesministerium für Finanzen und den Finanzbehörden, den 
Landespolizeidirektionen, den Bezirksverwaltungsbehörden, den Magistraten der 
Städte mit eigenem Statut, den Dienststellen der Bundespolizei, den 
Grenzkontrolldienststellen, den militärischen Organen und Behörden zum 
Zwecke der Vollziehung des Militärbefugnisgesetzes, BGBl. I Nr. 86/2000, den 
Krankenversicherungsträgern, und – nach Maßgabe der technischen und 
organisatorischen Voraussetzungen und kostenneutral für den Bund – den 
Gemeindesicherheitswachen zu erteilen, soweit diese zur Wahrnehmung der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
ihnen übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bilden. Weiters 
sind Auskünfte automationsunterstützt im Wege der Datenfernverarbeitung nach 
dem Prinzip der Gegenseitigkeit auch Behörden anderer Staaten zu erteilen, 
sofern sich eine solche Verpflichtung aus Gemeinschaftsrecht oder anderen 
zwischenstaatlichen Vereinbarungen ergibt. Abs. 1 dritter Satz über die Löschung 
der Daten gilt sinngemäß. Protokolldaten über tatsächlich durchgeführte 
Verarbeitungsvorgänge, wie insbesondere Änderungen, Abfragen und 
Übermittlungen, sind drei Jahre lang aufzubewahren. 

(4a) bis (6)… 

ihnen übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bilden. Weiters 
können Auskünfte automationsunterstützt im Wege der Datenfernverarbeitung 
nach dem Prinzip der Gegenseitigkeit über nationale Kontaktstellen im Sinne der  
Richtlinie 2015/413/EU auch Behörden anderer Staaten erteilt werden, sofern 
sich eine Verpflichtung zur Beauskunftung aus Unionssrecht oder anderen 
zwischenstaatlichen Vereinbarungen ergibt. Abs. 1 dritter Satz über die Löschung 
der Daten gilt sinngemäß. Protokolldaten über tatsächlich durchgeführte 
Verarbeitungsvorgänge, wie insbesondere Änderungen, Abfragen und 
Übermittlungen, sind drei Jahre lang aufzubewahren. 

(4a) bis (6)… 

§ 57a. (1) bis (4a)… § 57a. (1) bis (4a)… 

(5) Entspricht das gemäß Abs. 1 vorgeführte Fahrzeug den Erfordernissen 
der Verkehrs- und Betriebssicherheit und können mit ihm nicht übermäßig Lärm, 
Rauch, übler Geruch oder schädliche Luftverunreinigungen verursacht werden, 
und entspricht das Fahrzeug mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht von 
mehr als 3 500 kg – soweit dies beurteilt werden konnte – den Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes und der auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen 
Verordnungen, so hat der Ermächtigte eine von der Behörde ausgegebene 
Begutachtungsplakette, auf der das Kennzeichen des Fahrzeuges dauernd gut 
lesbar und unverwischbar angeschrieben ist, dem Zulassungsbesitzer auszufolgen 
oder am Fahrzeug anzubringen; die Begutachtungsplakette ist eine öffentliche 
Urkunde. Die Begutachtungsplakette ist so am Fahrzeug anzubringen, dass das 
Ende der gemäß Abs. 3 für die nächste wiederkehrende Begutachtung 
festgesetzten Frist außerhalb des Fahrzeuges stets leicht festgestellt werden kann. 
Die Ausfolgung oder Anbringung der Begutachtungsplakette ist in dem gemäß 
Abs. 4 ausgestellten Gutachten zu vermerken. Der Ermächtigte hat diese 
Begutachtungsplakette auf Verlangen des Zulassungsbesitzers auch ohne 
Begutachtung in gleicher Weise auszufolgen oder an Fahrzeugen anzubringen, an 
denen keine oder nur eine unlesbar gewordene Begutachtungsplakette angebracht 
ist, wenn der Zulassungsbesitzer nachweist, dass für das Fahrzeug gemäß Abs. 3 
noch keine oder keine weitere wiederkehrende Begutachtung fällig geworden ist. 

(5a) bis (9)… 

(5) Entspricht das gemäß Abs. 1 vorgeführte Fahrzeug den Erfordernissen 
der Verkehrs- und Betriebssicherheit und können mit ihm nicht übermäßig Lärm, 
Rauch, übler Geruch oder schädliche Luftverunreinigungen verursacht werden, 
und entspricht das Fahrzeug mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht von 
mehr als 3 500 kg oder das historische Fahrzeug – soweit dies beurteilt werden 
konnte – den Vorschriften dieses Bundesgesetzes und der auf Grund dieses 
Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen, so hat der Ermächtigte eine von der 
Behörde ausgegebene Begutachtungsplakette, auf der das Kennzeichen des 
Fahrzeuges dauernd gut lesbar und unverwischbar angeschrieben ist, dem 
Zulassungsbesitzer auszufolgen oder am Fahrzeug anzubringen; die 
Begutachtungsplakette ist eine öffentliche Urkunde. Die Begutachtungsplakette 
ist so am Fahrzeug anzubringen, dass das Ende der gemäß Abs. 3 für die nächste 
wiederkehrende Begutachtung festgesetzten Frist außerhalb des Fahrzeuges stets 
leicht festgestellt werden kann. Die Ausfolgung oder Anbringung der 
Begutachtungsplakette ist in dem gemäß Abs. 4 ausgestellten Gutachten zu 
vermerken. Der Ermächtigte hat diese Begutachtungsplakette auf Verlangen des 
Zulassungsbesitzers auch ohne Begutachtung in gleicher Weise auszufolgen oder 
an Fahrzeugen anzubringen, an denen keine oder nur eine unlesbar gewordene 
Begutachtungsplakette angebracht ist, wenn der Zulassungsbesitzer nachweist, 
dass für das Fahrzeug gemäß Abs. 3 noch keine oder keine weitere 
wiederkehrende Begutachtung fällig geworden ist. 

(5a) bis (9)… 

§ 57c. (1) bis (9)… § 57c. (1) bis (9)… 
 

(10) Die Betreiber der Begutachtungsplakettendatenbank sind ermächtigt, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
eine Abfragemöglichkeit vorzusehen, bei der jede interessierte Person online über 
die Suchkriterien Erstzulassungsdatum und entweder Kennzeichen oder 
Fahrzeugidentifizierungsnummer (VIN) des Fahrzeuges die in der Datenbank 
enthaltenen pseudonymisierten Inhalte der Gutachten des jeweiligen Fahrzeuges 
einsehen und abrufen kann. Für jede Abfrage ist ein angemessener Kostenbeitrag 
zu entrichten. Die Höhe des Kostenbeitrages bedarf der Zustimmung des 
Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie. Zum Zwecke der 
Verrechnung kann eine Registrierung der Person mittels eines 
Registrierungsformulares vorgesehen werden und es dürfen Vorname, Nachname 
sowie Firma bei juristischen Personen und Adresse für längstens ein Jahr 
gespeichert werden. 

§ 58a. (1) bis (6)… § 58a. (1) bis (6)… 

(7) Nach Abschluss einer gründlicheren Kontrolle erstellt der Prüfer einen 
Bericht, in welchem das Ergebnis der Prüfung festgehalten ist. Eine Durchschrift 
des Prüfberichtes ist dem Lenker auszuhändigen. Eine elektronische Version des 
Prüfberichtes ist an die Begutachtungsplakettendatenbank zu übermitteln und dort 
für einen Zeitraum von mindestens 36 Monaten ab Eingang zu speichern (§ 57c 
Abs. 4b) und den Behörden und dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie zugänglich zu machen. Nähere Vorschriften hinsichtlich der Inhalte 
und der Gestaltung des Prüfberichtes sind durch Verordnung des Bundesministers 
für Verkehr, Innovation und Technologie festzusetzen. 

(8) bis (9)… 

(7) Nach Abschluss einer gründlicheren Kontrolle erstellt der Prüfer einen 
Bericht, in welchem das Ergebnis der Prüfung festgehalten ist. Eine Durchschrift 
des Prüfberichtes ist dem Lenker auszuhändigen. Eine elektronische Version des 
Prüfberichtes ist an die Begutachtungsplakettendatenbank zu übermitteln und dort 
für einen Zeitraum von mindestens 36 Monaten ab Eingang zu speichern (§ 57c 
Abs. 4c) und den Behörden und dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie zugänglich zu machen. Nähere Vorschriften hinsichtlich der Inhalte 
und der Gestaltung des Prüfberichtes sind durch Verordnung des Bundesministers 
für Verkehr, Innovation und Technologie festzusetzen. 

(8) bis (9)… 

§ 78. Zentralnachweis für Lenkerberechtigungen 
 

(1) Die Landespolizeidirektion Wien hat einen Zentralnachweis für 
Lenkerberechtigungen zu führen. Die Behörde hat die Landespolizeidirektion 
Wien zu verständigen 

 a) von der Abweisung eines Ansuchens um Erteilung einer 
Lenkerberechtigung, 

 

 b) von der rechtskräftigen Entziehung einer Lenkerberechtigung,  

 c) von der Wiedererteilung einer Lenkerberechtigung und  

 d) von rechtskräftigen Bestrafungen von Kraftfahrzeuglenkern ohne 
Lenkerberechtigung, wenn die Bestrafung aus Gründen erfolgt ist, die 
die Entziehung einer Lenkerberechtigung zur Folge hätten, 

 

 e) von der Verlängerung der Probezeit nach § 64a Abs. 2.  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) Vor der Entscheidung über ein Ansuchen um Erteilung einer 
Lenkerberechtigung, um Ausstellung eines Mopedausweises, um Ausstellung 
eines neuen Führerscheines oder eines neuen Mopedausweises ist die 
Landespolizeidirektion Wien um Bekanntgabe der im Zentralnachweis (Abs. 1) 
festgehaltenen Aufzeichnungen über den Bewerber zu ersuchen. Langt binnen 
drei Wochen nach Absendung der Anfrage bei der anfragenden Stelle keine 
Mitteilung ein, so darf angenommen werden, daß im Zentralnachweis nichts über 
den Bewerber festgehalten ist. 

 

§ 83. Anhänger mit ausländischem Kennzeichen dürfen mit Kraftfahrzeugen 
mit inländischem Kennzeichen nur gezogen werden, wenn an ihnen hinten eine 
Kennzeichentafel gemäß § 49 Abs. 3 angebracht und das ausländische 
Kennzeichen durch diese Kennzeichentafel verdeckt ist. Hiedurch werden die 
Vorschriften des Zollgesetzes 1955, BGBl. Nr. 129, nicht berührt. 

§ 83. Anhänger mit ausländischem Kennzeichen dürfen mit Kraftfahrzeugen 
mit inländischem Kennzeichen nur gezogen werden, wenn an ihnen hinten eine 
Kennzeichentafel gemäß § 49 Abs. 3 angebracht und das ausländische 
Kennzeichen durch diese Kennzeichentafel verdeckt ist. Hiedurch werden die 
zollrechtlichen Vorschriften, nicht berührt 

 
Automationsunterstützte Überwachung der zulässigen Gesamtgewichte, 

Achslasten und Abmessungen 
 

§ 101b. (1) Die Kontrolle der Einhaltung der Bestimmungen über die 
zulässigen Gesamtgewichte, Achslasten und Abmessungen der Fahrzeuge kann 
auch mithilfe von an den Straßeninfrastrukturen platzierten bildverarbeitenden 
technischen Einrichtungen erfolgen. Für Zwecke der automationsunterstützten 
Feststellung einer Überschreitung der jeweiligen Gesamtgewichte, Achslasten 
oder Abmessungen darf die Behörde jeweils räumlich begrenzt bildverarbeitende 
technische Einrichtungen verwenden. Diese technischen Einrichtungen umfassen 
jeweils alle Anlagenteile, die diesem Zweck dienen. 

 
(2) Wird mittels einer technischen Einrichtung gemäß Abs. 1 eine 

Überschreitung des jeweiligen Gesamtgewichtes, der Achslasten oder der 
Abmessungen eines Fahrzeuges festgestellt, dürfen über den Zeitpunkt der 
Feststellung dieser Überschreitung hinaus ausschließlich die Daten verarbeitet 
werden, die zur Identifizierung dieses Fahrzeuges oder des betreffenden 
Fahrzeuglenkers und Zulassungsbesitzers erforderlich sind, und zwar 
ausschließlich für Zwecke eines Verwaltungsstrafverfahrens wegen einer vom 
System festgestellten Übertretung. 

 
(3) Soweit die bildgebende Erfassung von Personen außer dem 

Fahrzeuglenker technisch nicht ausgeschlossen werden kann, sind diese Personen 
ohne unnötigen Verzug in nicht rückführbarer Weise unkenntlich zu machen. 
Dasselbe gilt für Kennzeichen von anderen Fahrzeugen als des kontrollierten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Fahrzeuges. 

 
(4) Pseudonymisierte Ergebnisse der automationsunterstützten Gewichts-, 

Achslast- und Abmessungskontrollen dürfen von den Behörden und dem 
Straßenerhalter für statistische Zwecke genutzt werden. Weiters dürfen die 
pseudonymisierten Ergebnisse der automationsunterstützten Gewichts- und 
Achslastkontrollen vom Bundesministerium für Inneres für die im § 101 Abs. 7a 
angeführte Berichtspflicht genutzt werden. 

 
§ 102. (1) bis (1a)… 

 
(1b) Die Bundespolizei kann Kontrolldaten (Datum, Uhrzeit und Behörde) 

und personenbezogene Daten (Name und Anschrift des Lenkers, Name und 
Anschrift des Zulassungsbesitzers/Unternehmens, Kennzeichen des Fahrzeuges, 
Fahrzeugklasse), die für die Bestätigung gemäß Abs. 1a erforderlich sind, 
verarbeiten. Wenn im Anschluss an eine gemäß § 102 Abs. 11b durchgeführte 
Kontrolle eine Kontrolle gemäß § 58a folgt, können die im ersten Satz 
angeführten Daten von den Prüforganen zur Erstellung des im § 58a Abs. 7 
angeführten Prüfberichts verarbeitet werden. 

(2)… 

§ 102. (3) Der Lenker muß die Handhabung und Wirksamkeit der 
Betätigungsvorrichtungen des von ihm gelenkten Kraftfahrzeuges kennen. Ist er 
mit ihrer Handhabung und Wirksamkeit noch nicht vertraut, so darf er das 
Fahrzeug nur mit besonderer Vorsicht lenken. Er muß die Lenkvorrichtung 
während des Fahrens mit mindestens einer Hand festhalten und muß beim Lenken 
Auflagen, unter denen ihm die Lenkerberechtigung erteilt wurde, erfüllen. Er hat 
sich im Verkehr der Eigenart des Kraftfahrzeuges entsprechend zu verhalten. 
Während des Fahrens ist dem Lenker das Telefonieren ohne Benützung einer 
Freisprecheinrichtung sowie jegliche andere Verwendung des Mobiltelefons, 
ausgenommen als Navigationssystem, sofern es im Wageninneren befestigt ist, 
verboten. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat unter 
Bedachtnahme auf die Verkehrssicherheit und den Stand der Technik durch 
Verordnung die näheren Vorschriften bezüglich der Anforderungen für 
Freisprecheinrichtungen festzulegen. Freisprecheinrichtungen müssen den 
Anforderungen der Produktsicherheitsbestimmungen für Freisprecheinrichtungen 
entsprechen 

(3a) 

§ 102. (3) Der Lenker muss die Handhabung und Wirksamkeit der 
Betätigungsvorrichtungen des von ihm gelenkten Kraftfahrzeuges kennen. Ist er 
mit ihrer Handhabung und Wirksamkeit noch nicht vertraut, so darf er das 
Fahrzeug nur mit besonderer Vorsicht lenken. Er muss die Lenkvorrichtung 
während des Fahrens mit mindestens einer Hand festhalten und muss beim 
Lenken Auflagen, unter denen ihm die Lenkberechtigung erteilt wurde, erfüllen. 
Er hat sich im Verkehr der Eigenart des Kraftfahrzeuges entsprechend zu 
verhalten. Während des Fahrens ist dem Lenker das Telefonieren ohne Benützung 
einer Freisprecheinrichtung sowie jegliche andere Verwendung des 
Mobiltelefons, ausgenommen als Navigationssystem, sofern es im Wageninneren 
befestigt ist, verboten. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie hat unter Bedachtnahme auf die Verkehrssicherheit und den Stand 
der Technik durch Verordnung die näheren Vorschriften bezüglich der 
Anforderungen für Freisprecheinrichtungen festzulegen. Freisprecheinrichtungen 
müssen den Anforderungen der Produktsicherheitsbestimmungen für 
Freisprecheinrichtungen entsprechen 

(3a) 
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§ 102. (3b) In allen Fällen gemäß Abs. 3a kann von den Pflichten des 
Abs. 2 erster Satz und Abs. 3 dritter Satz, erster Fall, abgewichen werden. Der 
Lenker bleibt aber stets verantwortlich, seine Fahraufgaben wieder zu 
übernehmen. Durch Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation 
und Technologie ist festzulegen, 

§ 102. (3b) In allen Fällen gemäß Abs. 3a kann von den Pflichten des 
Abs. 2 erster Satz und Abs. 3 dritter Satz, erster Fall, abgewichen werden. Der 
Lenker bleibt aber stets verantwortlich, seine Fahraufgaben wieder zu 
übernehmen. Durch Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation 
und Technologie ist festzulegen, 

 1. in welchen Verkehrssituationen,  1. in welchen Verkehrssituationen, 

 2. auf welchen Arten von Straßen,  2. auf welchen Arten von Straßen, 

 3. bis zu welchen Geschwindigkeitsbereichen,  3. bis zu welchen Geschwindigkeitsbereichen, 

 4. bei welchen Fahrzeugen,  4. bei welchen Fahrzeugen, 

 5. welchen Assistenzsystemen oder automatisierten oder vernetzten 
Fahrsystemen 

 5. welchen Assistenzsystemen oder automatisierten oder vernetzten 
Fahrsystemen 

bestimmte Fahraufgaben übertragen werden können. 

(4) bis (8)… 

bestimmte Fahraufgaben übertragen werden können. Im Falle von Testfahrten 
kann durch Verordnung auch die Ausstellung einer Testbescheinigung durch den 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie für die Testorganisation 
vorgesehen werden, wenn im Vorfeld bereits ausreichend Tests virtuell und real 
mit dem zu testenden System stattgefunden haben. 

(4) bis (8)… 

§ 102. (8a) 

(8a) Der Lenker darf ein Kraftfahrzeug der Klassen 

§ 102. (8a) 

(8a) Der Lenker darf ein Kraftfahrzeug der Klassen 

 1. N2 und N3 sowie ein von solchen Fahrzeugen abgeleitetes Kraftfahrzeug 
während des Zeitraumes von jeweils 1. November bis 15. April oder 

 1. N2 und N3 sowie ein von solchen Fahrzeugen abgeleitetes Kraftfahrzeug 
während des Zeitraumes von jeweils 1. November bis 15. April oder 

 2. M2 und M3 sowie ein von solchen Fahrzeugen abgeleitetes 
Kraftfahrzeug von jeweils 1. November bis 15. März 

 2. M2 und M3 sowie ein von solchen Fahrzeugen abgeleitetes 
Kraftfahrzeug von jeweils 1. November bis 15. März 

nur verwenden, wenn zumindest an den Rädern einer Antriebsachse Winterreifen 
(für die Verwendung als Schnee- und Matschreifen bestimmte Reifen mit 
entsprechender Profiltiefe) angebracht sind. Dies gilt nicht für Fahrzeuge, bei 
denen bauartbedingt oder aufgrund ihres Verwendungszwecks Reifen mit der 
Verwendungsbestimmung „spezial“ angebracht sind. Fahrzeuge des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes, Heeresfahrzeuge und Feuerwehrfahrzeuge, bei denen 
bauartbedingt oder wegen ihres überwiegenden Verwendungszwecks die 
Anbringung von Winterreifen nicht möglich oder nicht zweckmäßig ist und 
Fahrzeuge, mit denen Probe- oder Überstellungsfahrten durchgeführt werden, 
sind von dieser Verpflichtung ausgenommen. 

nur verwenden, wenn zumindest an den Rädern einer Antriebsachse Winterreifen 
(für die Verwendung als Schnee- und Matschreifen bestimmte Reifen mit 
entsprechender Profiltiefe) angebracht sind. Dies gilt nicht für Fahrzeuge, bei 
denen bauartbedingt oder aufgrund ihres Verwendungszwecks Reifen mit der 
Verwendungsbestimmung „spezial“ angebracht sind. Fahrzeuge des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes, Heeresfahrzeuge und Feuerwehrfahrzeuge, bei denen 
bauartbedingt oder wegen ihres überwiegenden Verwendungszwecks die 
Anbringung von Winterreifen nicht möglich oder nicht zweckmäßig ist und 
Fahrzeuge, mit denen Probe- oder Überstellungsfahrten durchgeführt werden 
sowie Fahrzeuge, die aufgrund ihrer Bauweise bestimmungsgemäß nur auf 
schneefreien Straßen eingesetzt werden, sind von dieser Verpflichtung 

471 der B
eilagen X

X
V

I. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

18 von 29

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  19 von 29 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
ausgenommen. 

Weiters darf der Lenker eines Kraftfahrzeuges der Klasse M1 oder N1 oder eines 
vierrädrigen Leichtkraftfahrzeuges mit geschlossenem, kabinenartigem Aufbau 
während des in Z 1 genannten Zeitraumes bei winterlichen Fahrbahnverhältnissen 
wie insbesondere Schneefahrbahn, Schneematsch oder Eis, dieses Fahrzeug nur 
in Betrieb nehmen, wenn an allen Rädern Winterreifen (für die Verwendung als 
Schnee- und Matschreifen oder als Schnee-, Matsch- und Eisreifen bestimmte 
Reifen mit entsprechender Profiltiefe) oder, wenn die Fahrbahn mit einer 
zusammenhängenden oder nicht nennenswert unterbrochenen Schnee- oder 
Eisschicht bedeckt ist, Schneeketten auf mindestens zwei Antriebsrädern 
angebracht sind. 

Weiters darf der Lenker eines Kraftfahrzeuges der Klasse M1 oder N1 oder eines 
vierrädrigen Leichtkraftfahrzeuges mit geschlossenem, kabinenartigem Aufbau 
während des in Z 1 genannten Zeitraumes bei winterlichen Fahrbahnverhältnissen 
wie insbesondere Schneefahrbahn, Schneematsch oder Eis, dieses Fahrzeug nur 
in Betrieb nehmen, wenn an allen Rädern Winterreifen (für die Verwendung als 
Schnee- und Matschreifen oder als Schnee-, Matsch- und Eisreifen bestimmte 
Reifen mit entsprechender Profiltiefe) oder, wenn die Fahrbahn mit einer 
zusammenhängenden oder nicht nennenswert unterbrochenen Schnee- oder 
Eisschicht bedeckt ist, Schneeketten auf mindestens zwei Antriebsrädern 
angebracht sind. 

§ 102. (9) Der Lenker darf Schneeketten und dergleichen (§ 7 Abs. 2) nur 
dann verwenden, wenn dies erforderlich ist, und nur, wenn sie so befestigt sind, 
dass sie die Oberfläche der Fahrbahn nicht beschädigen können. Der Lenker eines 
Kraftfahrzeuges der Klassen M2, M3, N2 und N3 sowie eines von solchen 
Fahrzeugen abgeleiteten Kraftfahrzeuges hat während des Zeitraumes von jeweils 
1. November bis 15. April geeignete Schneeketten für mindestens zwei 
Antriebsräder mitzuführen. Dies gilt nicht für Fahrzeuge, 

§ 102. (9) Der Lenker darf Schneeketten und dergleichen (§ 7 Abs. 2) nur 
dann verwenden, wenn dies erforderlich ist, und nur, wenn sie so befestigt sind, 
dass sie die Oberfläche der Fahrbahn nicht beschädigen können. Der Lenker eines 
Kraftfahrzeuges der Klassen M2, M3, N2 und N3 sowie eines von solchen 
Fahrzeugen abgeleiteten Kraftfahrzeuges hat während des Zeitraumes von jeweils 
1. November bis 15. April geeignete Schneeketten für mindestens zwei 
Antriebsräder mitzuführen. Dies gilt nicht für Fahrzeuge, 

 1. bei denen bauartbedingt eine Montage von Schneeketten nicht möglich 
ist, 

 1. bei denen bauartbedingt eine Montage von Schneeketten nicht möglich 
ist, 

 2. die aufgrund ihrer Bauweise bestimmungsgemäß nur auf schneefreien 
Straßen eingesetzt werden, 

 2. die aufgrund ihrer Bauweise bestimmungsgemäß nur auf schneefreien 
Straßen eingesetzt werden, 

 3. der Klassen M2 und M3, die im Kraftfahrlinienverkehr eingesetzt 
werden. 

  

 3. der Klassen M2 und M3, die im Kraftfahrlinienverkehr eingesetzt 
werden, 

 

(10) bis (10b) 

 4. die zum Aufbauhersteller oder zum Kunden überstellt werden, sofern die 
Fahrt auf schneefreien Straßen durchgeführt wird.  

(10) bis (10b) 

(10c) 

 Z 1, 2 … 

 3. eine retroreflektierende Markierung oder Konturmarkierung, die der 
ECE-Regelung Nr. 104 entspricht, … 

(11) bis (11d) 

(10c) 

 Z 1, 2 … 

 3. eine auffällige Markierung, die der UN-Regelung Nr. 48 entspricht, … 

 

(11) bis (11d) 
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§ 102. (12) 

Zu diesem Zweck sind, falls erforderlich, je nach Lage des Falles und Art des 
Fahrzeuges oder der Beladung Zwangsmaßnamen, wie etwa Abnahme der 
Fahrzeugschlüssel, Absperren oder Einstellen des Fahrzeuges, Anbringen von 
technischen Sperren und dergleichen, anzuwenden. Solche Zwangsmaßnahmen 
sind unverzüglich aufzuheben, wenn der Grund für ihre Anwendung weggefallen 
ist, im Falle der lit. d, h, i, j oder k auch, wenn eine andere Person, bei der keine 
Hinderungsgründe gegeben sind, beabsichtigt, das Fahrzeug in Betrieb zu 
nehmen und zu lenken. Im Falle der lit. g sind bei Gewichtsüberschreitungen oder 
Achslastüberschreitungen die Zwangsmaßnahmen aufzuheben, wenn die Überlast 
ab- oder auf ein anderes Fahrzeug umgeladen wird. Ist das Ab- oder Umladen an 
Ort und Stelle nicht möglich, so kann der Transport unter Begleitung durch die 
Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder der Straßenaufsicht mit geringer 
Geschwindigkeit bis zu einer nahe gelegenen geeigneten Stelle, wo ein sicheres 
Ab- oder Umladen möglich ist, weitergeführt werden. Die durch eine Begleitung 
anfallenden Kosten sind vom Zulassungsbesitzer zu ersetzen; der Lenker des 
Kraftfahrzeuges gilt als Vertreter des Zulassungsbesitzers, falls dieser nicht selbst 
oder ein von ihm bestellter Vertreter anwesend ist. 

§ 102. (12) 

Zu diesem Zweck sind, falls erforderlich, je nach Lage des Falles und Art des 
Fahrzeuges oder der Beladung Zwangsmaßnahmen, wie etwa Abnahme der 
Fahrzeugschlüssel, Absperren oder Einstellen des Fahrzeuges, Anbringen von 
technischen Sperren und dergleichen, anzuwenden. Solche Zwangsmaßnahmen 
sind unverzüglich aufzuheben, wenn der Grund für ihre Anwendung weggefallen 
ist, im Falle der lit. d, h, i, j oder k auch, wenn eine andere Person, bei der keine 
Hinderungsgründe gegeben sind, beabsichtigt, das Fahrzeug in Betrieb zu 
nehmen und zu lenken. Im Falle der lit. g sind bei Gewichtsüberschreitungen oder 
Achslastüberschreitungen die Zwangsmaßnahmen aufzuheben, wenn die Überlast 
ab- oder auf ein anderes Fahrzeug umgeladen wird. Ist das Ab- oder Umladen an 
Ort und Stelle nicht möglich, so kann der Transport unter Begleitung durch die 
Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder der Straßenaufsicht mit geringer 
Geschwindigkeit bis zu einer nahe gelegenen geeigneten Stelle, wo ein sicheres 
Ab- oder Umladen möglich ist, weitergeführt werden. Die durch eine Begleitung 
anfallenden Kosten sind vom Zulassungsbesitzer zu ersetzen; der Lenker des 
Kraftfahrzeuges gilt als Vertreter des Zulassungsbesitzers, falls dieser nicht selbst 
oder ein von ihm bestellter Vertreter anwesend ist. 

§ 102a. (1) bis (4)… § 102a. (1) bis (4)… 
 

(4a) Die Bundespolizei kann Kontrolldaten (Datum, Uhrzeit und Behörde) 
und personenbezogene Daten (Name und Anschrift des Lenkers, Name und 
Anschrift des Zulassungsbesitzers/Unternehmens, Kennzeichen des Fahrzeuges, 
Fahrzeugklasse), die für die Bestätigung gemäß Abs. 4 erforderlich sind, 
verarbeiten. Wenn im Anschluss an eine gemäß § 102 Abs. 11b durchgeführte 
Kontrolle eine Kontrolle gemäß § 58a folgt, können die im ersten Satz 
angeführten Daten von den Prüforganen zur Erstellung des im § 58a Abs. 7 
angeführten Prüfberichts verarbeitet werden. 

(7) bis (9)… 

§ 103. (1) Z 3 § 103. (1) Z 3 

 b) bei Kraftfahrzeugen, für deren Lenken keine Lenkerberechtigung 
vorgeschrieben ist 

 b) bei Kraftfahrzeugen, für deren Lenken keine Lenkberechtigung 
vorgeschrieben ist 

§ 103. (3a) Lenker, die eine Lenkerberechtigung der Gruppe DL besitzen, 
dürfen im Ortslinienverkehr (Abs. 3b) erst nach einer entsprechenden 
Einschulung durch einen erfahrenen Lenker im Ausmaß von mindestens 14 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Tagen selbständig eingesetzt werden. Diese Einschulung ist in einem Ausmaß 
von mindestens einem Tag auf winterlichen Fahrbahnen entlang der befahrenen 
Strecke zu wiederholen. Der selbständige Einsatz im Ortslinienverkehr auf 
winterlichen Fahrbahnen ist erst nach dieser Wiederholungseinschulung zulässig. 
Nach dem Erwerb der Lenkerberechtigung DL darf auf Dauer von zwei Monaten 
die Dienstleistung als Lenker nur auf Omnibussen, die keine 
Gelenkkraftfahrzeuge sind, erfolgen. Danach ist ohne weiteres Verfahren der 
Einsatz auch auf Omnibussen, die Gelenkkraftfahrzeuge sind, zulässig. Im 
Zeitraum innerhalb eines Jahres nach Erwerb der Lenkerberechtigung DL hat eine 
zweimalige Überprüfung durch einen erfahrenen Lenker zu erfolgen. Falls 
witterungsmäßig möglich, hat eine dieser Überprüfungen bei winterlichen 
Fahrbedingungen zu erfolgen. 

§ 103. (3b) Ortslinienverkehr ist der zugelassene Verkehr auf Linien, deren 
Anfangs- und Endpunkte innerhalb desselben Gemeindegebietes oder innerhalb 
aneinandergrenzender Gemeindegebiete liegen und Haltestellen zum Aus- und 
Einsteigen nur innerhalb dieser Gemeindegebiete bestehen; als Ortslinienverkehr 
gilt ferner der Verkehr auf Linien, die sich auch auf nicht unmittelbar 
aneinandergrenzende, benachbarte Gemeinden erstrecken, wenn diese zueinander 
im Verhältnis von Wohngemeinden zu Betriebsgemeinden stehen. Die 
Bestimmungen über die Befristung (§ 21 Abs. 2 FSG – Führerscheingesetz, 
BGBl. I Nr. 120/1997) gelten auch für Lenkerberechtigungen der Gruppe DL 

 

§ 103. (6) Bei Personenkraftwagen im Besitz des Bundes, der Länder, der 
Gemeindesverbände, der Ortsgemeinden und der von diesen 
Gebietskörperschaften unter ihrer Haftung betriebenen Unternehmungen muß 
hinten am Fahrzeug vollständig sichtbar und dauernd gut lesbar und 
unverwischbar auf einem Hintergrund in den Farben der Republik Österreich im 
weißen Mittelfeld das Wort „Dienstkraftwagen“ angeschrieben sein; dies gilt 
jedoch nicht für Fahrzeuge, 

 

 a) die ein Deckkennzeichen gemäß § 48 Abs. 1 lit. b führen,  

 b) deren Kennzeichen gemäß § 48 Abs. 4 fünfter Satz die Bezeichnung 
des sachlichen Bereiches enthalten oder 

 

 c) die zur Durchführung von Kontrollen oder Überwachungen verwendet 
werden. 

(7) bis (9)… 

 

§ 105. (7) § 105. (7) 
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 e) wenn die Lenker beider Fahrzeuge die erforderliche 
Lenkerberechtigung besitzen. 

 e) wenn die Lenker beider Fahrzeuge die erforderliche Lenkberechtigung 
besitzen. 

§ 106. (1) bis (2)… § 106. (1) bis (2)… 

(3) 

 5. für Fahrten im Kraftfahrlinienverkehr mit einer Streckenlänge von nicht 
mehr als 100 km. 

(3) 

 5. für Fahrten im Kraftfahrlinienverkehr mit einer Streckenlänge von nicht 
mehr als 100 km, 

  6. für Fahrgäste in Omnibussen beim kurzzeitigen Verlassen des 
Sitzplatzes. 

§ 106. (5) Der Lenker hat dafür zu sorgen, dass Kinder bis zur Vollendung 
des 14. Lebensjahres, die 

§ 106. (5) Der Lenker hat dafür zu sorgen, dass Kinder bis zur Vollendung 
des 14. Lebensjahres, die 

 1. 150 cm und größer sind, auf einem Sitzplatz eines Kraftfahrzeuges, der 
mit einem Sicherheitsgurt ausgerüstet ist, nur befördert werden, wenn sie 
den Sicherheitsgurt bestimmungsgemäß gebrauchen, 

 1. 135 cm und größer sind, auf einem Sitzplatz eines Kraftfahrzeuges, der 
mit einem Sicherheitsgurt ausgerüstet ist, nur befördert werden, wenn sie 
den Sicherheitsgurt bestimmungsgemäß gebrauchen, 

 2. kleiner als 150 cm sind, in Kraftwagen, ausgenommen Fahrzeuge der 
Klassen M2 und M3, nur befördert werden, wenn dabei geeignete, der 
Größe und dem Gewicht der Kinder entsprechende 
Rückhalteeinrichtungen verwendet werden, welche die Gefahr von 
Körperverletzungen bei einem Unfall verringern, 

 2. kleiner als 135 cm sind, in Kraftwagen, ausgenommen Fahrzeuge der 
Klassen M2 und M3, nur befördert werden, wenn dabei geeignete, der 
Größe und dem Gewicht der Kinder entsprechende 
Rückhalteeinrichtungen verwendet werden, welche die Gefahr von 
Körperverletzungen bei einem Unfall verringern, 

(6) bis (15)… (6) bis (15)… 

§ 108. (1) § 108. (1) 

(2) Bewerber um eine Lenkberechtigung und Besitzer einer 
Lenkberechtigung dürfen im Rahmen des Betriebes einer Fahrschule nur durch 
deren Besitzer, sofern er die Voraussetzungen des § 109 erfüllt, durch einen 
Leiter (§ 113 Abs. 2 bis 4), durch Fahrschullehrer (§ 116) und durch Fahrlehrer 
(§ 117) ausgebildet oder weitergebildet werden. Die Bewerber müssen das für die 
angestrebte Lenkberechtigung erforderliche Mindestalter erreicht haben oder in 
spätestens sechs Monaten erreichen. Wurde einem Fahrschulbesitzer, einem 
Leiter oder einem Fahrschullehrer die Lenkberechtigung wegen des Mangels der 
körperlichen Eignung entzogen, so dürfen sie, solange die Lenkberechtigung 
entzogen ist, nicht praktischen Fahrunterricht erteilen. 

(3) bis (4)… 

(2) Bewerber um eine Lenkberechtigung und Besitzer einer 
Lenkberechtigung dürfen im Rahmen des Betriebes einer Fahrschule nur durch 
deren Besitzer, sofern er die Voraussetzungen des § 109 erfüllt, durch einen 
Leiter (§ 113 Abs. 2 bis 4), durch Fahrschullehrer (§ 116) und durch Fahrlehrer 
(§ 117) ausgebildet oder weitergebildet werden. Die Bewerber müssen das für die 
angestrebte Lenkberechtigung erforderliche Mindestalter erreicht haben oder in 
spätestens sechs Monaten erreichen. Wurde einem Fahrschulbesitzer, einem 
Leiter oder einem Fahrschullehrer die Lenkberechtigung wegen mangelnder 
gesundheitlicher Eignung entzogen, so dürfen sie, solange die Lenkberechtigung 
entzogen ist, nicht praktischen Fahrunterricht erteilen. 

(3) bis (4)… 

Unterweisen von Besitzern einer Lenkerberechtigung Unterweisen von Besitzern einer Lenkberechtigung 

§ 108a. (1) Das entgeltliche Unterweisen von Besitzern einer § 108a. (1) Das entgeltliche Unterweisen von Besitzern einer 
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Lenkerberechtigung in besonderen Fahrfertigkeiten darf nur auf Grund einer 
Ermächtigung des Landeshauptmannes durchgeführt werden. Diese ist auf Antrag 
zu erteilen, wenn der Antragsteller für die Vermittlung der Fachkenntnisse über 
das erforderliche Personal und die erforderlichen Anlagen und Einrichtungen 
verfügt. Die Ermächtigung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für die 
Erteilung nicht mehr gegeben sind. 

Lenkberechtigung in besonderen Fahrfertigkeiten darf nur auf Grund einer 
Ermächtigung des Landeshauptmannes durchgeführt werden. Diese ist auf Antrag 
zu erteilen, wenn der Antragsteller für die Vermittlung der Fachkenntnisse über 
das erforderliche Personal und die erforderlichen Anlagen und Einrichtungen 
verfügt. Die Ermächtigung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für die 
Erteilung nicht mehr gegeben sind. 

§ 109. (1) lit. c)… § 109. (1) lit. c)… 

 d) auch im Hinblick auf die Lage ihres Hauptwohnsitzes die unmittelbare 
persönliche Leitung der Fahrschule erwarten lassen, 

 d) auch im Hinblick auf die Lage ihres Hauptwohnsitzes die unmittelbare 
persönliche Leitung der Fahrschule erwarten lassen, sofern nicht für 
weitere Standorte (§ 111 Abs. 1) ein Fahrschulleiter bestellt wird, 

 e) den Abschluss eines Diplom- oder Masterstudiums im Bereich 
Maschinenbau oder Elektrotechnik an einer österreichischen 
Technischen Universität, oder den Abschluss eines Bachelorstudiums 
im Bereich Maschinenbau oder Elektrotechnik haben oder das Diplom 
einer Fachhochschule für Maschinenbau oder für Elektrotechnik 
besitzen oder die Reife- oder Diplomprüfung an einer österreichischen 
Höheren technischen und gewerblichen Lehranstalt mit einem 
maschinenbaulichen, mechatronischen, elektrotechnischen oder 
elektronischen Ausbildungsschwerpunkt erfolgreich bestanden haben, 
unbeschadet zwischenstaatlicher Vereinbarungen über die 
gegenseitige Anerkennung akademischer Grade, 

 e) den Abschluss eines Diplom- oder Masterstudiums im Bereich 
Maschinenbau oder Elektrotechnik an einer österreichischen 
Technischen Universität, oder den Abschluss eines Bachelorstudiums 
im Bereich Maschinenbau oder Elektrotechnik haben oder das Diplom 
einer Fachhochschule für Maschinenbau oder für Elektrotechnik 
besitzen oder die Reife- oder Diplomprüfung an einer österreichischen 
Höheren technischen und gewerblichen Lehranstalt mit einem 
maschinenbaulichen, mechatronischen, elektrotechnischen oder 
elektronischen Ausbildungsschwerpunkt erfolgreich bestanden haben, 
unbeschadet zwischenstaatlicher Vereinbarungen über die 
gegenseitige Anerkennung akademischer Grade, 

 f) eine Fahrschullehrerberechtigung (§ 116) für die in Betracht 
kommenden Klassen von Kraftfahrzeugen besitzen, 

 f) eine Fahrschullehrerberechtigung (§ 116) für die in Betracht 
kommenden Klassen von Kraftfahrzeugen besitzen, 

 g) seit mindestens drei Jahren eine Lenkberechtigung für die Klassen von 
Kraftfahrzeugen besitzen für die Lenker ausgebildet werden sollen 
und glaubhaft machen, dass sie mindestens ein Jahr lang Fahrzeuge 
dieser Klassen tatsächlich gelenkt haben und je ein Lehrplanseminar 
pro Klasse bei den zur Ausbildung von Fahrschullehrern ermächtigten 
Einrichtungen absolviert haben. Dieses Lehrplanseminar ist nicht 
erforderlich für die Klasse F und bei Personen, die bereits über eine 
Fahrpraxis von mindestens drei Jahren mit den jeweils in Frage 
kommenden Fahrzeugen verfügen. Sie dürfen nicht wegen schwerer 
Verstöße gegen kraftfahrrechtliche oder straßenpolizeiliche 
Vorschriften bestraft worden sein. Bei Bewerbern um eine 
Fahrschulbewilligung für die Klasse D ist jedoch nur eine Lenkpraxis 
mit Fahrzeugen der Klasse C, sofern sie nicht auch in eine andere 

 g) seit mindestens drei Jahren eine Lenkberechtigung für die Klassen von 
Kraftfahrzeugen besitzen für die Lenker ausgebildet werden sollen 
und glaubhaft machen, dass sie mindestens ein Jahr lang Fahrzeuge 
dieser Klassen tatsächlich gelenkt haben und je ein Lehrplanseminar 
pro Klasse bei den zur Ausbildung von Fahrschullehrern ermächtigten 
Einrichtungen absolviert haben. Dieses Lehrplanseminar ist nicht 
erforderlich für die Klasse F und bei Personen, die bereits über eine 
Fahrpraxis von mindestens drei Jahren mit den jeweils in Frage 
kommenden Fahrzeugen verfügen. Sie dürfen nicht wegen schwerer 
Verstöße gegen kraftfahrrechtliche oder straßenpolizeiliche 
Vorschriften bestraft worden sein. Bei Bewerbern um eine 
Fahrschulbewilligung für die Klasse D ist jedoch nur eine Lenkpraxis 
mit Fahrzeugen der Klasse C, sofern sie nicht auch in eine andere 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Klasse fallen, erforderlich, Klasse fallen, erforderlich, und umgekehrt ersetzt eine Lenkpraxis auf 

Fahrzeugen der Klasse D eine solche auf Fahrzeugen der Klasse C für 
Bewerber um eine Fahrschulbewilligung der Klasse C; 

 h) glaubhaft machen, daß sie innerhalb der letzten zehn Jahre mindestens 
fünf Jahre, für Besitzer eines in der lit. e angeführten Diplome drei 
Jahre lang als Fahrschullehrer die für das Ausbilden von Lenkern 
erforderlichen Erfahrungen auf dem Gebiete des Kraftfahrwesens 
erworben haben, und die 

 h) glaubhaft machen, dass sie innerhalb der letzten zehn Jahre 
mindestens fünf Jahre, für Besitzer eines in der lit. e angeführten 
Diplome drei Jahre lang als Fahrschullehrer die für das Ausbilden von 
Lenkern erforderlichen Erfahrungen auf dem Gebiete des 
Kraftfahrwesens erworben haben, und die 

 j) noch keine Fahrschulbewilligung besitzen; dies gilt nicht für die 
Ausdehnung auf weitere Klassen am genehmigten Standort. 

(2)bis (9)… 

(2) bis (9)… 

 
§ 111. (1) Für jeden Fahrschulstandort ist eine Fahrschulbewilligung (§ 110) 

erforderlich. Ein Bewilligungsinhaber kann zwei Fahrschulstandorte leiten, sofern 
diese nicht mehr als 50 km Luftlinie voneinander entfernt sind. Ein 
Fahrschulinhaber, außer im Falle eines Fortbetriebes gemäß § 108 Abs. 3 vierter 
Satz, kann auch für weitere Fahrschulstandorte eine Fahrschulbewilligung 
erhalten, wenn er sich eines entsprechend qualifizierten Fahrschulleiters (§ 113) 
bedient. Ein Fahrschulleiter kann bis zu zwei Fahrschulstandorte leiten, sofern 
diese nicht mehr als 50 km Luftlinie voneinander entfernt sind. 

(2) bis (3)… 

§ 112. (1) bis (2)… 

(3) Schulfahrzeuge müssen hinsichtlich ihrer Bauart, ihrer Abmessungen, 
ihrer höchsten zulässigen Gesamtgewichte und Achslasten und ihrer Ausrüstung 
den allgemein im Verkehr verwendeten Fahrzeugen der in Betracht kommenden 
Klasse oder Unterklasse (§ 2 FSG) entsprechen; dies gilt nicht für Fahrzeuge zur 
Ausbildung von körperbehinderten Fahrschülern. Bei Schulkraftwagen muss es 
vom Platz neben dem Lenkerplatz aus möglich sein, auf die Fahrweise des 
Fahrschülers hinreichend Einfluss zu nehmen und die Betriebsbremsanlage zu 
betätigen. In der Bezeichnung der Fahrschule ist jedenfalls der Familienname des 
Fahrschulbesitzers anzuführen. 

§ 112. (1) bis (2)… 

(3)Schulfahrzeuge müssen hinsichtlich ihrer Bauart, ihrer Abmessungen, 
ihrer höchsten zulässigen Gesamtgewichte und Achslasten und ihrer Ausrüstung 
den allgemein im Verkehr verwendeten Fahrzeugen der in Betracht kommenden 
Klasse (§ 2 FSG) entsprechen; dies gilt nicht für Fahrzeuge zur Ausbildung von 
körperbehinderten Fahrschülern. Bei Schulkraftwagen muss es vom Platz neben 
dem Lenkerplatz aus möglich sein, auf die Fahrweise des Fahrschülers 
hinreichend Einfluss zu nehmen und die Betriebsbremsanlage zu betätigen. In der 
Bezeichnung der Fahrschule ist jedenfalls der Familienname des 
Fahrschulbesitzers anzuführen. 

§ 113. (1) Der Fahrschulbesitzer hat den Betrieb seiner Fahrschule außer in 
den im Abs. 2 angeführten Fällen selbst zu leiten; dies erfordert für die sich aus 
diesem Bundesgesetz und aus den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen 
Verordnungen ergebenden Pflichten, wie insbesondere die Aufsicht über die 

§ 113. (1) Der Fahrschulbesitzer hat den Betrieb seiner Fahrschule außer in 
den im Abs. 2 und hinsichtlich weiterer Standorte in in § 111 Abs. 1 angeführten 
Fällen selbst zu leiten; dies erfordert für die sich aus diesem Bundesgesetz und 
aus den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen ergebenden 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Lehrtätigkeit und die wirtschaftliche Gebarung, die hiefür notwendige 
Anwesenheitsdauer in der Fahrschule. Der Fahrschulbesitzer darf sich zur 
Erfüllung dieser Pflichten nur in den Fällen des Abs. 2 durch einen 
verantwortlichen Leiter, den Fahrschulleiter, vertreten lassen. Wird ein 
Fahrschulleiter bestellt, so kommt diesem dieselbe verwaltungsstrafrechtliche 
Verantwortung zu, wie dem Fahrschulbesitzer. 

(2)… 

Pflichten, wie insbesondere die Aufsicht über die Lehrtätigkeit und die 
wirtschaftliche Gebarung, die hiefür notwendige Anwesenheitsdauer in der 
Fahrschule. Der Fahrschulbesitzer darf sich zur Erfüllung dieser Pflichten nur in 
den Fällen des Abs. 2 und hinsichtlich weiterer Standorte des § 111 Abs. 1 durch 
einen verantwortlichen Leiter, den Fahrschulleiter, vertreten lassen. Wird ein 
Fahrschulleiter bestellt, so kommt diesem dieselbe verwaltungsstrafrechtliche 
Verantwortung zu, wie dem Fahrschulbesitzer. 

(2)… 

§ 113. (3) Als Fahrschulleiter (Abs. 1) darf nur eine Person verwendet 
werden, die 

§ 113. (3) Als Fahrschulleiter (Abs. 1) darf nur eine Person verwendet 
werden, die 

 1. die im § 109 Abs. 1 lit. a bis j angeführten Voraussetzungen erfüllt oder 
die bereits berechtigt ist, eine Fahrschule zu leiten, und die nicht bereits 
Besitzer oder Leiter einer anderen Fahrschule ist; steht eine Person, die 
alle diese Voraussetzungen erfüllt, nicht zur Verfügung, so darf auch der 
Besitzer oder Leiter einer anderen Fahrschule als Leiter verwendet 
werden, sofern dadurch die fachliche Leitung der Fahrschulen nicht 
beeinträchtigt wird; eine solche Verwendung ist auf die Dauer von 
höchstens fünf Jahren zu befristen, 

(4)… 

 1. die im § 109 Abs. 1 angeführten Voraussetzungen erfüllt oder die bereits 
berechtigt ist, eine Fahrschule zu leiten, und die nicht bereits Besitzer 
oder Leiter von zwei anderen Fahrschulen ist; 

(4)… 

§ 114. Betrieb der Fahrschule und Fahrschulkurse außerhalb des Standortes Betrieb der Fahrschule 

§ 114. (1) Der Fahrschulbesitzer hat der Bezirksverwaltungsbehörde die in 
seiner Fahrschule verwendeten Lehrpersonen und Änderungen im Stande seines 
Lehrpersonals anzuzeigen und um Ausstellung eines Fahrlehrerausweises für 
sich, sofern er selbst praktischen Fahrunterricht erteilt, und für jede zum 
praktischen Fahrunterricht verwendete Lehrperson anzusuchen. Die 
Bezirksverwaltungsbehörde hat dem Fahrschulbesitzer die beantragten Ausweise 
auszustellen, wenn die betreffenden Lehrpersonen den in den §§ 116 und 117 
angeführten Voraussetzungen entsprechen. Dem Fahrlehrerausweis muß zu 
entnehmen sein, für welche Gruppen von Fahrzeugen sein Besitzer Unterricht 
erteilen darf.) 

(2) bis (4)… 

§ 114. (1) Der Fahrschulbesitzer hat der Bezirksverwaltungsbehörde die in 
seiner Fahrschule verwendeten Lehrpersonen und Änderungen im Stande seines 
Lehrpersonals anzuzeigen und um Ausstellung eines Fahrlehrerausweises für 
sich, sofern er selbst praktischen Fahrunterricht erteilt, und für jede zum 
praktischen Fahrunterricht verwendete Lehrperson anzusuchen. Die 
Bezirksverwaltungsbehörde hat dem Fahrschulbesitzer die beantragten Ausweise 
auszustellen, wenn die betreffenden Lehrpersonen den in den §§ 116 und 117 
angeführten Voraussetzungen entsprechen. Dem Fahrlehrerausweis muss zu 
entnehmen sein, für welche Klassen von Fahrzeugen sein Besitzer Unterricht 
erteilen darf.) 

(2) bis (4)… 

§ 114. (4a) Gemäß Artikel 13 Abs. 1 lit. g der Verordnung (EG) 
Nr. 561/2006 finden die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 auf 
Schulfahrten und Prüfungsfahrten mit Schulfahrzeugen (§ 112 Abs. 3) keine 

§ 114. (4a) Gemäß Artikel 13 Abs. 1 lit. g der Verordnung (EG) Nr. 
561/2006 finden die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 auf 
Schulfahrten und Prüfungsfahrten mit Schulfahrzeugen (§ 112 Abs. 3) sowie auf 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Anwendung. Dies gilt auch für Fahrten zur Verbringung des Schulfahrzeuges 
zum Ort des Beginnes der Schul- oder der Prüfungsfahrt und vom Ort der 
Beendigung dieser Fahrt zurück, sofern mit dem Fahrzeug nicht gewerbliche 
Personen- oder Güterbeförderungen durchgeführt werden. Ebenso sind gemäß 
Artikel 3 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 Schulfahrzeuge von der 
Anwendung der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 ausgenommen. Der Einbau eines 
Kontrollgerätes für Schulungszwecke ist jedoch erforderlich. 

(4b)… 

Fahrten im Rahmen der Aus- und Weiterbildung von Berufskraftfahrern keine 
Anwendung. Dies gilt auch für Fahrten zur Verbringung des Schulfahrzeuges 
zum Ort des Beginnes der Schul- oder der Prüfungsfahrt und vom Ort der 
Beendigung dieser Fahrt zurück, sofern mit dem Fahrzeug nicht gewerbliche 
Personen- oder Güterbeförderungen durchgeführt werden. Ebenso sind gemäß 
Artikel 3 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 Schulfahrzeuge von der 
Anwendung der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 ausgenommen. Der Einbau eines 
Kontrollgerätes für Schulungszwecke ist jedoch erforderlich. 

(4b)… 

§ 114. (5) Das Abhalten eines Fahrschulkurses außerhalb des Standortes der 
Fahrschule ist nur mit Bewilligung der Bezirksverwaltungsbehörde zulässig. Die 
Bewilligung darf nur für einen Fahrschulkurs von bestimmter Dauer und nur dann 
erteilt werden, wenn 

 

 a) der Fahrschulkurs im selben Bundesland abgehalten werden soll,  

 b) die im § 110 Abs. 1 lit. a angeführten sachlichen Voraussetzungen für 
den Fahrschulbetrieb auch für den abzuhaltenden Fahrschulkurs 
gegeben sind, 

 

 c) die unmittelbare persönliche Leitung des abzuhaltenden 
Fahrschulkurses durch den Fahrschulbesitzer oder Fahrschulleiter zu 
erwarten ist und 

(6a) bis (7)... 

(6a) bis (7)… 

§ 116. (1)… § 116. (1)… 

(2) Bei Ausdehnung einer Fahrschullehrerberechtigung auf weitere Klassen 
ist die Bestimmung des § 109 Abs. 1 lit. g hinsichtlich der erforderlichen 
Fahrpraxis mit der Maßgabe anzuwenden, dass entweder 

  1. glaubhaft gemacht wird, dass mindestens ein Jahr lang Fahrzeuge dieser 
Klassen tatsächlich gelenkt worden sind oder 

  2. ein Lehrplanseminar für die in Frage kommende Klasse bei den zur 
Ausbildung von Fahrschullehrern ermächtigten Einrichtungen absolviert 
worden ist. 

(2a) bis (7)… (2a) bis (7)… 

§ 117. (1)… 

(2) § 116 Abs. 6, 6a und 7 gelten sinngemäß. 

§ 117. (1)… 

(2) § 116 Abs. 2, 6, 6a und 7 gelten sinngemäß. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 120. (1) Die Dienststellen des Bundes, der Länder, der Gemeindeverbände 
oder der Ortsgemeinden mit mehr als 50.000 Einwohnern und der von diesen 
Gebietskörperschaften unter ihrer Haftung betriebenen Unternehmungen dürfen 
für öffentlich Bedienstete, für die zur Erfüllung ihrer dienstlichen Aufgaben der 
Besitz einer Lenkerberechtigung von Bedeutung ist und das für die angestrebte 
Lenkerberechtigung erforderliche Mindestalter erreicht haben oder in spätestens 
drei Monaten erreichen, Lehrgänge zur Ausbildung im Lenken von 
Kraftfahrzeugen abhalten. Die Lehrgänge dürfen nur von Ausbildnern abgehalten 
werden, die dem Personalstand dieser Dienststellen angehören und die auf Grund 
ihrer Erfahrungen und Kenntnisse zur Verwendung als Ausbildner geeignet sind. 

(2) bis (5)… 

§ 120. (1) Die Dienststellen des Bundes, der Länder, der Gemeindeverbände 
oder der Ortsgemeinden mit mehr als 50.000 Einwohnern und der von diesen 
Gebietskörperschaften unter ihrer Haftung betriebenen Unternehmungen dürfen 
für öffentlich Bedienstete, für die zur Erfüllung ihrer dienstlichen Aufgaben der 
Besitz einer Lenkberechtigung von Bedeutung ist und das für die angestrebte 
Lenkberechtigung erforderliche Mindestalter erreicht haben oder in spätestens 
drei Monaten erreichen, Lehrgänge zur Ausbildung im Lenken von 
Kraftfahrzeugen abhalten. Die Lehrgänge dürfen nur von Ausbildnern abgehalten 
werden, die dem Personalstand dieser Dienststellen angehören und die auf Grund 
ihrer Erfahrungen und Kenntnisse zur Verwendung als Ausbildner geeignet sind. 

(2) bis (5)… 

§ 121. (1) Das Ausbilden von Lenkern von Heereskraftfahrzeugen obliegt 
dem Bundesministerium für Landesverteidigung. Als Heeresfahrschullehrer und 
Heeresfahrlehrer dürfen nur Personen verwendet werden, die hiezu auf Grund 
ihrer Erfahrungen und Kenntnisse geeignet sind. Hierüber ist den 
Heeresfahrschullehrern und Heeresfahrlehrern ein Heeresfahrlehrerausweis 
auszustellen, aus dem zu entnehmen ist, für welche Klassen oder Unterklassen 
von Fahrzeugen sie Unterricht erteilen dürfen. 

(2) bis (3)… 

§ 121. (1) Das Ausbilden von Lenkern von Heereskraftfahrzeugen obliegt 
dem Bundesministerium für Landesverteidigung. Als Heeresfahrschullehrer und 
Heeresfahrlehrer dürfen nur Personen verwendet werden, die hiezu auf Grund 
ihrer Erfahrungen und Kenntnisse geeignet sind. Hierüber ist den 
Heeresfahrschullehrern und Heeresfahrlehrern ein Heeresfahrlehrerausweis 
auszustellen, aus dem zu entnehmen ist, für welche Klassen von Fahrzeugen sie 
Unterricht erteilen dürfen. 

(2) bis (3)… 

§ 122a. (1) Personen, die in einem Lehrverhältnis zur Ausbildung als 
Berufskraftfahrer stehen, ist auf Antrag die Durchführung von Lehrfahrten zu 
bewilligen, wenn sie 

§ 122a. (1) Personen, die in einem Lehrverhältnis zur Ausbildung als 
Berufskraftfahrer stehen, ist auf Antrag die Durchführung von Lehrfahrten zu 
bewilligen, wenn sie 

 1. das 17. Lebensjahr vollendet haben,  1. das 17. Lebensjahr vollendet haben, 

 2. zum Lenken von Fahrzeugen der Klassen oder Unterklassen, für die eine 
Lenkberechtigung angestrebt wird, 

 2. zum Lenken von Fahrzeugen der Klassen, für die eine Lenkberechtigung 
angestrebt wird, 

 a) die erforderliche geistige und körperliche Reife sowie  a) die erforderliche geistige und körperliche Reife sowie 

 b) die erforderliche gesundheitliche Eignung (§ 8 FSG) besitzen, und  b) die erforderliche gesundheitliche Eignung (§ 8 FSG) besitzen, und 

 c) die theoretische Fahrprüfung (§ 11 Abs. 2 FSG) bestanden haben.  c) die theoretische Fahrprüfung (§ 11 Abs. 2 FSG) bestanden haben. 

Die Bewilligung ist unter Berücksichtigung des § 5 Abs. 5 FSG zu erteilen. 
Über die erteilte Bewilligung ist dem Antragsteller ein Ausweis 
(Lernfahrausweis) auszustellen; der Lernfahrausweis ist bei Lehrfahrten 
mitzuführen und den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes und der 
Straßenaufsicht auf Verlangen zur Überprüfung auszuhändigen. Die Bewilligung 
ist zu entziehen oder einzuschränken, wenn ihre Voraussetzungen nicht oder nicht 

Die Bewilligung ist unter Berücksichtigung des § 5 Abs. 5 FSG zu erteilen. 
Über die erteilte Bewilligung ist dem Antragsteller ein Ausweis 
(Lernfahrausweis) auszustellen; der Lernfahrausweis ist bei Lehrfahrten 
mitzuführen und den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes und der 
Straßenaufsicht auf Verlangen zur Überprüfung auszuhändigen. Die Bewilligung 
ist zu entziehen oder einzuschränken, wenn ihre Voraussetzungen nicht oder nicht 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
mehr gegeben sind oder die Voraussetzungen des § 24 FSG vorliegen. 

(2) bis (9)… 

mehr gegeben sind oder die Voraussetzungen des § 24 FSG vorliegen. 

(2) bis (9)… 

§ 124. (1) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat 
zur Begutachtung von Typen von Kraftfahrzeugen oder Anhängern, von 
Fahrgestellen solcher Fahrzeuge oder Teilen oder Ausrüstungsgegenständen 
solcher Fahrzeuge (§ 29 Abs. 4) technische Sachverständige zu bestellen. Die 
Sachverständigen müssen für diese Begutachtung besonders geeignet sein. Ein 
Verzeichnis der bestellten Sachverständigen ist im Bundesministerium für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr zur allgemeinen Einsicht aufzulegen. Dieses 
Verzeichnis muß mindestens je einen Sachverständigen aus dem Personalstand 
des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft und des 
Bundesministeriums für Landesverteidigung sowie mindestens zwei aus dem 
Personalstand eines jeden Bundeslandes enthalten, sofern ein Vorschlag seines 
Landeshauptmannes vorliegt. 

§ 124. (1) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat 
zur Begutachtung von Typen von Kraftfahrzeugen oder Anhängern, von 
Fahrgestellen solcher Fahrzeuge oder Teilen oder Ausrüstungsgegenständen 
solcher Fahrzeuge (§ 29 Abs. 4) technische Sachverständige zu bestellen. Die 
Sachverständigen müssen für diese Begutachtung besonders geeignet sein. Ein 
Verzeichnis der bestellten Sachverständigen ist im Bundesministerium für 
Verkehr, Innovation und Technologie zur allgemeinen Einsicht aufzulegen. 
Dieses Verzeichnis muss mindestens je einen Sachverständigen aus dem 
Personalstand des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft und des 
Bundesministeriums für Landesverteidigung sowie mindestens zwei aus dem 
Personalstand eines jeden Bundeslandes enthalten, sofern ein Vorschlag seines 
Landeshauptmannes vorliegt. 

§ 132. (1) bis (32)… § 132. (1) bis (32)… 
 

(33) Fahrschulkurse außerhalb des Standortes, die vor dem 1. Juli 2019 
genehmigt worden sind, dürfen noch bis längstens 30. September 2019 
durchgeführt werden. 

. 

§ 134. (1) bis (1b)… 

(1c) Wer als Hersteller oder als gemäß § 29 Abs. 2 in Österreich 
Bevollmächtigter des Herstellers die unmittelbar anwendbaren Vorschriften der 
Europäischen Union betreffend Betriebserlaubnis von Fahrzeugen genannten 
Verstöße begangen hat, ist mit einer Geldstrafe bis zu 5 000 Euro zu bestrafen. 
Auch der Versuch der Begehung eines solchen Verstoßes ist strafbar. Betreffen 
die Verstöße mehrere Fahrzeuge, so bezieht sich die Strafdrohung auf jedes 
einzelne Fahrzeug. 

(1d) bis (7)… 

§ 134. (1) bis (1b)… 

(1c) Wer als Hersteller oder als gemäß § 29 Abs. 2 in Österreich 
Bevollmächtigter des Herstellers die in unmittelbar anwendbaren Vorschriften der 
Europäischen Union betreffend Betriebserlaubnis von Fahrzeugen genannten 
Verstöße begangen hat, ist mit einer Geldstrafe bis zu 5 000 Euro zu bestrafen. 
Auch der Versuch der Begehung eines solchen Verstoßes ist strafbar. Betreffen 
die Verstöße mehrere Fahrzeuge, so bezieht sich die Strafdrohung auf jedes 
einzelne Fahrzeug. 

(1d) bis (7)… 
 

Geschlechtsneutrale Bezeichnungen 
 

§ 134b. Die in diesem Bundesgesetz verwendeten Funktions- und 
Personenbezeichnungen sind geschlechtsneutral zu verstehen. 

§ 135. (1) bis (34)… § 135. (1) bis (34)… 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 

(35) Die Änderungen durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx treten wie 
folgt in Kraft: 

  1. § 2 Z 32, Z 34 und Z 35, § 4 Abs. 7c, § 11 Abs. 6, § 20 Abs. 1 Z 4 und 
Z 8, Abs. 5 lit. c und lit. i, § 24 Abs. 2a, § 26a Abs. 4, § 29 Abs. 8, § 30a 
Abs. 5 und Abs. 8, 33 Abs. 1, Abs. 3, Abs. 4, Abs. 6a und Abs. 7, § 34 
Abs. 2, § 44 Abs. 1 lit. a, § 44a Abs. 1, § 45 Abs. 3 Z 1, § 47 Abs. 4, 
§ 57a Abs. 5, § 58a Abs. 7, § 83, § 102 Abs. 3, Abs. 3b, Abs. 8a, Abs. 9 
Z 4, Abs. 10c Z 3 und Abs. 12, § 103 Abs. 1 Z 3 lit. b, § 105 Abs. 7 lit. e, 
§ 106 Abs. 3 und Abs. 5, § 108 Abs. 2, die Überschrift zu § 108a, § 108a 
Abs. 1, § 109 Abs. 1 lit. g, § 112 Abs. 3, § 114 Abs. 1 und 4a, § 120 Abs. 
1, § 121 Abs. 1, § 122a Abs. 1 Z 2, § 124 Abs. 1, § 132 Abs. 33, § 134 
Abs. 1c und § 134b samt Überschrift jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung dieses Bundesgesetzes; zugleich treten § 78 samt 
Überschrift und § 103 Abs. 3a, Abs. 3b und Abs. 6 außer Kraft; 

  2. § 101b, § 102 Abs. 1b, § 102a Abs. 4a, § 116 Abs. 2 und § 117 Abs. 2 
jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx mit 1. April 
2019; 

  3.  § 57c Abs. 10, § 109 Abs. 1 lit d und j, § 111 Abs. 1 und § 113 Abs. 1 
und Abs. 3 und die Überschrift des § 114 jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx mit 1. Juli 2019; zugleich tritt § 114 
Abs. 5 außer Kraft; 

  4. § 30 Abs. 5, § 30a Abs. 4b, § 31 Abs. 8, § 31a Abs. 9 und § 37 Abs. 2c 
jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx mit 1. 
Oktober 2019.. 
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